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 ERfolgREichE oEkofoiRE 2013 

De Mouvement Ecologique invitéiert häerzlech op eng Table Ronde mat Vertrieder vun de politesche 
Parteien zum Thema

landesplanung, Mobil

Densdeg, den 8. oktober 2013 um 18.15 am carré Rotondes, 1, rue de 
l’Aciérie lëtzebuerg-hollerech (800 m vun der Stater gare).

Die Fragestellung “Wéi e Lëtzebuerg fir muer ?”, welche Prioritäten der Entwicklung wir

De Mouvement Ecologique an d’Zäitschrëft «forum» invitéieren häerzlech op eng Table Ronde mat 
Vertrieder vun de politesche Parteien zum Thema

Zougang zu informéi eenzel Parteie setzen?

freideg, den 11. oktob 

Kurze Zeit nach dem Ausbruch der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise geriet Luxem-
burg in den Sog einer politischen Krise. Das Platzen der Tripartite, die Veröffentlichung ver
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Die Oekofoire bot dieses Jahr - neben 
ihrem kommerziellen Angebot an 
umweltschonenden Produkten und 
Dienstleistungen – die Gelegenheit im 
Vorfeld der Legislativwahlen eine Vielzahl 
an politischen Diskussionen über zentrale 
Fragen der Zukunftsgestaltung zu führen...
Es war auch der Mix an Ständen von 
Nicht-Regierungsorganisationen, von 
offi  ziellen Stellen, die Wahlumfrage 
des Mouvement Ecologique sowie die 
Vorstellung der zentralen Vorschläge 
des Mouvement Ecologique für die 
nächste Legislaturperiode sowie das 
Beratungsangebot seitens des Oekozenter 
Pafendall und der Aussteller, die zu der 
besonderen Atmosphäre der Oekofoire 
beitrugen. Sie ist und bleibt eine vielfältige 
Begegnungs- und Diskussionsplattform. In 
diesem Kéisécker-Info fi nden Sie eine kleine 
Fotoreportage sowie Auszüge der Reden 
zur offi  ziellen Eröff nung.

Editorial Aluedung
Sie brauchen eine Wahlempfehlung seitens des Mouvement Ecologique? Unsere 
Statuten schreiben uns eine parteipolitische Unabhängigkeit vor, die wir uns in all 
den Jahren seit unseres Bestehens bewahrt haben und welche die Grundlage unserer 
gesellschaftlichen Rolle ist und bleibt.

Wir können Ihnen allerdings eine Wahlhilfe geben: 

In dieser Ausgabe des Kéisécker-Info fi nden Sie die Antworten auf 55 Fragen, die der 
Mouvement Ecologique an die politischen Parteien gerichtet hat. 

Das genügt Ihnen noch nicht?

Dann schauen Sie sich die Wahlprogramme der politischen Parteien in Bezug zu einigen 
unserer Grundvorstellungen an und prüfen Sie die Präzision der Aussagen der Parteien z.B. 
in folgenden Punkten

- mehr Transparenz und Informationszugang für die BürgerInnen;

- Hinterfragen der Notwendigkeit des kontinuierlichen wirtschaftlichen Wachstums;

- konkrete Maßnahmen zu einer proaktiven Bürgerbeteiligung (über Referenden 
hinaus!);

- Berücksichtigung ökologischer Rechte und Bürgerrechte bei der “simplifi cation 
administrative”;

- Grundfragen der Siedlungsentwicklung, der Klima- und Mobilitätspolitik, einer 
nachhaltigen Steuerreform…

Trotz einem parteiübergreifenden Konsens über eine Reihe dieser Fragen, gibt es sehr 
wohl Nuancen bzw. handfeste Unterschiede zwischen den Aussagen der verschiedenen 
Parteien, dies insbesonders was die Konkretheit der beabsichtigten Maßnahmen betrifft… 
Nicht überall ist “Nachhaltigkeit” drin, wo im Titel von “Nachhaltigkeit” die Rede ist…

Und bei aller Bedeutung der Legislativwahlen, vergessen Sie nicht: “Wahlen allein machen 
noch keine Demokratie!” (Barack Obama). Nach dem Wahltermin muss unser Engagement 
weitergehen…

Wahlowend vum 
Mouvement Ecologique 
Sonndes, den 20. Oktober 2013 ab 18h00 an der Scheier vun der Conter Stuff  

2, place de la Mairie zu Contern

Dëst Joer steet bestëmmt e spannenden Wahlowend un. 

Wëllt der déi Spannung e bësje méi erdreiglech maachen, da kommt einfach 
op de Wahlowend vum Mouvement Ecologique an d’Conter Stuff op Contern  
www.conterstuff.lu.

Et sinn 2 grouss Ecran’en do fi r d’Televisioun zesummen ze kucken an et ass Wifi  do, 
wann der wëllt Ären eegene Laptop matbréngen fi r aner Informatiounsquellen ze notzen.

Apéro: ab 18:00 - Buffet géint 19h30 …open end

Buffet: (35.- €)

Entrée: Tapas an Zaloten 
Haptpla: Paella mat Fesch, Mieresfriichten a Vegetareschem 
Assortiment vun Dessert’en

Wëll et kéng Busverbindung owes méi 
spéid gëtt: Co-voiturage: Wann der Iech 
wëllt mat aneren zesummen doen oder 
anerer mathuelen, da sot eis Bescheed 
bei der Umeldung, Nightrider: http://
www.nightrider.lu/

Umeldung bis spéitstens Densdes, de 
15. Oktober 2013 em 22h00 via email: 
meco@oeko.lu oder Telefon 439030-1!



Wahlen 2013 Aktuelles

„Eine Erwärmung von mehr als 1,5° vermeiden“, das ist das
klimapolitische Ziel der weitaus meisten Länder der Welt. Vor 
allem die Entwicklungsländer haben es unterstützt, weil sie 
bereits jetzt stark unter dem Klimawandel zu leiden haben. 
Sie haben auf den Klimagipfeln dem schwächeren +2°-Ziel 
nur zugestimmt, weil nur so ein Konsens zu erreichen war. 
Nachdem der Weltklimarat (International Panel on Clima-
te Change, IPCC) aus Klimaforschern aus allen Regionen 
der Erde am vorigen Freitag das „Résumé für Politiker“ sei-
nes ersten Teilberichts vorgelegt hat (und am Montag, den 
30.9., die vollständige Fassung), kann man das +1,5° Ziel 
vergessen. Das +2°-Ziel erscheint aber bei einem soforti-
gen Rückgang der Emissionen immerhin noch erreichbar 
–  wohlwissend, dass sie derzeit jährlich um gut 2,5% stei-
gen. Insgesamt stellt dieser Bericht das aktuell vorhandene 
Wissen der Menschheit um den Zustand des Klimasystems in 
einem bisher nicht gekannten Umfang dar, und er wird von 
den Vertretern fast aller Staaten der Welt mitgetragen. 

gestiegene Sicherheit über steigende Unsicherheit

Die Sicherheit für die Aussagen des IPCC ist aufgrund ver-
besserter Datenbasis und Modellen   in seinen Berichten 
enorm gestiegen, zum Beispiel für die Erkenntnis, dass die 
menschlichen Aktivitäten der Hauptgrund für die Erwär-
mung seit Mitte des vorigen Jahrhunderts sind: von 50% 
von 1995 über 66% seit 2001 und 90% in 2007 auf 95% in 
2013. Auch musste der IPCC keine Vorhersagen des vorhe-
rigen Berichts verwerfen oder nach unten korrigieren, son-
dern   leider feststellen, dass Vieles insgesamt viel schneller 
geht (wie der Anstieg des Meeresspiegels) oder im Tempo 
immer mehr zunimmt (wie das Abschmelzen des Inlandeises 
von Grönland). Und immer klarer wird, dass der Klimawan-
del sich durch positive Rückkoppelungen selbst verstärkt. Die 
Fähigkeit der Vegetation, einen Teil des Kohlendioxids aufzu-
nehmen und zu binden, hält nicht Schritt mit unseren Emis-
sionen, und das prognostizierte Auftauen etwa der Hälfte 
der Permafrostgebiete setzt zusätzliche Treibhausgase wie 
Methan frei.

fakten und Prognosen

Der herrliche Sommer 2013 hat eine Kehrseite und gibt uns 
– zusammen mit den Überschwemmungen im Frühjahr – ei-
nen Vorgeschmack auf das, was da auf uns zukommt: Der 
Juli war bei uns 2,3° Grad wärmer als im Schnitt der letzten 
30 Jahre und global lag der Juli um 0,6° C über den Tempe-
raturen, die im 20. Jahrhundert gemessen wurden. Nordsibi-
rien mit seinen weiten Permafrostregionen verzeichnete in 
diesem Sommer einen Hitzerekord (siehe Karte); hier stei-
gen seit Mitte der 70er Jahre die Temperaturen dreimal so 
schnell wie im weltweiten Durchschnitt (0,51° C pro Jahr-
zehnt gegenüber 0,17° C weltweit).  

Bisher sind wir hier in Luxemburg durch geographisches 
Glück von Katastrophen verschont geblieben, aber das muss 
nicht so bleiben: Der IPCC prognostiziert für ganz Europa 
u.a. mehr Tage mit heftigen Niederschlägen und eine Zunah-
me ihrer Heftigkeit. Wir müssen mit zunehmenden Schäden 
durch überflutete Keller und Straßen, abgedeckte Dächer,  
umgestürzte Bäume und verhagelte oder durch sommerli-
che Trockenperioden verringerte Ernten rechnen. Auch wird 
Cattenom durch weniger Kühlwasser infolge sinkender som-
merlicher Wasserstände der Mosel nicht gerade sicherer. 

Für die neuen mitteleuropäischen EU-Mitglieder (von Tsche-
chien bis Rumänien) sagt der IPCC in seinen regionalen Ana-
lysen und Vorhersagen einen Anstieg der Tageshöchsttem-
peraturen um 5 – 6° C voraus und für die Mittelmeerländer 
gar um 5 – 8° C sowie eine weitere Zunahme von Dürren 
und Waldbränden im Sommer. Der Klimawandel trifft die 
neuen und die südlichen Mitgliedsstaaten bereits jetzt und 
in Zukunft noch härter und verstärkt die Kluft innerhalb der 
EU-Mitgliedsstaaten. 

luxemburg ist keine insel

Diese regionalen Ungleichheiten bei den Auswirkungen 
und den Emissionen sind das größte Problem der globa-
len Klimapolitik. Dies gilt nicht nur im Weltmaßstab, wo 

Die Einschläge kommen näher
konsequenzen aus dem jüngsten Bericht des Weltklimarates

klima-Bündnis

die Entwicklungsländer viel stärker betroffen sind, sondern 
zunehmend auch innerhalb von Europa. Der neue IPCC-Be-
richt verstärkt unsere Pflicht, der Klimapolitik einen viel 
höheren Stellenwert zu geben als bisher und uns unserer 
internationalen Verantwortung zu stellen. Wir müssen un-
sere hohen Emissionen viel mehr reduzieren und anderen, 
die stärker betroffen sind, helfen: Wir können nicht mehr 
davon ausgehen, dass die anderen EU-Staaten bei der Auf-
teilung der EU-Reduktionsziele und der Beiträge der EU für 
die Reduktions- und Anpassungsmaßnahmen der Entwick-
lungsländer weiterhin den für uns bisher relativ günsti-
gen Länderschlüssel nach Bruttosozialprodukt akzeptieren 
werden. Wir sind gut beraten, eine drastische Wende in 
der Klimapolitik einzuschlagen, wenn wir nicht von außen 
gesehen werden wollen wie jemand, der einen Unfall mit-
verursacht und dann das Opfer im Graben liegen läßt und 
einfach weiter fährt als ginge ihn das nichts an. 

Denn wir reden hier nicht mehr über Konjunktive in der 
Zukunft, sondern messbare Realitäten in der Gegenwart. 
Das neutrale Wort „Klimawandel“ selbst beschönigt die 
dramatische Verschlechterung unserer Lebensbedingun-
gen, die sich wie in Zeitlupe vor unseren Augen vollzieht. 
Es geht hier nicht mehr um altruistischen „Umwelt“schutz, 
sondern um den Erhalt der Rahmenbedingungen, unter de-
nen wir Menschen leben können; es geht um unsere Da-
seinsvorsorge. 

Dietmar Mirkes, ASTM/Klima-Bündnis Lëtzebuerg

Das Wohnungsbauministerium, das Oekozenter Pafendall und 
der Mouvement Ecologique verliehen anlässlich der Semaine 
nationale du Logement zum sechsten Mal in Luxemburg die 
“Gréng Hausnummeren”. Initiiert wurde die “Gréng Haus-
nummer” im Jahre 2007 von diesen drei Partner und stößt 
seitdem auf zunehmendes Interesse.

Wohnungsbauminister Marco Schank und Präsident des 
Oekozenter Pafendall Théid Faber gratulierten den anwe-
senden Preisträger für ihr ökologisches Engagement und die 
Entscheidung nachhaltig zu bauen. Minister Marco Schank 
kündigte zudem für kommendes Jahr das neue  Bewertungs-
system LUNAZ (Luxemburger Nachhaltigkeits-Zertifizierung 
für Wohngebäude) an, welches eine Weiterentwicklung der 
„Gréng Hausnummer“ darstellt und zudem nachhaltiges Bau-
en mit Subventionen unterstützen wird.

“Projekt gréng hausnummer”
Ökologisches Bauen ist attraktiv und zukunftsweisend!

Dem Projekt „Gréng Hausnummer“ gelang es auch in diesem 
Jahr die zahlreichen Vorteile des nachhaltigen Bauens aufzu-
zeigen und belohnte all jene Privatpersonen symbolisch, die 
bereit sind, in Luxemburg Häuser nach diesen nachhaltigen 
Standards auszurichten.

Die Personen, welche nun die „Gréng Hausnummer“ erhiel-
ten, vermitteln einerseits Mut und Lust auf zukunftsweisende 
Wohnformen und motivieren andererseits zum Nachahmen 
durch den Vorbildcharakter ihrer jeweiligen Wohnungen.

Das Wohnungsbauministerium, das Oekozenter Pafendall 
und der Mouvement Ecologique - mit der Unterstützung des 
Nachhaltigkeits- und des Wirtschaftsministeriums - freuen 
sich, erneut 11 Hausbesitzer mit einer „Gréng Hausnummer“ 
ausgezeichnet zu haben. Insgesamt sind es mittlerweile über 

100 Wohnhäuser, welche die Auszeichung erhalten haben.

Einen herzlichen Dank an alle Teilnehmer!
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Die offiziellen Reden zur Eröffnung hielten Théid Faber, Prä-
sident des Oekozenter sowie Blanche Weber, Präsidentin des 
Mouvement Ecologique. Sie fand gerade in der Vorwahlzeit 
einen regen Anklang vor einem breiten Publikum aus Politi-
kern, Vertretern der verschiedenen Ministerien und Verwaltun-
gen, aber auch Interessenten aus der Zivilgesellschaft und von 
NGO’s. Auszüge aus beiden Reden finden Sie untenstehend, 
die detaillierten Reden - auch im Videoformat - finden Sie auf 
www.meco.lu.

Dass die Zivilgesellschaft durchaus an Mitwirkung interessiert 
ist, davon zeugte auch die Oekofoire 2013: So fand die Umfrage 
zu zentralen Fragen der Politikgestaltung und deren Prioritäten 
(dies bewusst im Vorfeld der Wahlen) eine rege Teilnahme.

Auch vor dem Stand der Bauberatung des Oekozenter Pafendal 
sammelte sich ein interessiertes Publikum. Gerne angenommen 
wurde auch das Forum, bei dem unterschiedliche Fachleute 
eine kompetente Beratung zu Themen wie Energiesparen sowie 
Ernährung und Umwelt gaben. Das Kochduell „Moustriwwel, 
Knuppekoulen a Co“ sowie die Kochshows “Frëscht Geméis 
aus eise Gäert – einfach, awer gutt!“ der Meco-Köchin Lydie 
Muller-Philippy, die die Vielfalt der vegetarischen und veganen 
Vollwertküche unter Beweis stellten, waren richtige Besucher-
magneten.

Mit gleichen Besucherzahlen wie im Vorjahr, ist der Mouve-
ment Ecologique mit dem Ergebnis der Oekofoire 2013 sehr 
zufrieden. Aber auch die Aussteller mit ihren Produkten sowie 

zahlreiche Organisationen aus dem Sozial- und Umweltbe-
reich, die ihre Projekte am Beispiel von kreativen Workshops 
und kon kreten Aktionen vorstellten, waren – wie erste Umfra-
gen ergaben – zufrieden und sogar zu einem breiten Teil sehr 
zufrieden.

Auf der Homepage www.meco.lu finden Sie: 

• Die Rede Théid Faber, pdf-Dokument und Video
• Rede Blanche Weber, pdf-Dokument und Video
• Fotogalerie mit Messeimpressionen 
• Vegetarische und vegane Rezepte der Kochaktivitäten

Auszich aus der Ried vum 
Théid faber, Präsident vum 
oekozenter Pafendall
Biergergesellschaft a Biergerbedeelejung – ak-
tuell Erausfuerderungen un d’Politik 

De Begrëff vun der Nohaltegkeet begräift jo d’Sich no engem 
Ausgläich vun ekologeschen, wirtschaftlechen a sozialen 
Interessen, mee awer och tëschent de Länner vum Norden a 
vum Süden. Wohlwissend, datt d’Begrenztheet vun de Res-
sourcen an och d’Grenze vun der Belaaschtbarkeet vun dem 
Emweltraum dem mënschlechen Handelen Limitten setzt 

nëmmen eng Emanzipatioun vum Bierger am 21. Joerhon-
nert duer. Si kann zu enger méi solidarescher Gesellschaft 
feieren, zu enger méi grousser “cohésion sociale”, wéi dat 
haut heescht. Sou eng Bedeelegung geschitt jo um Terrain, 
geschitt an engem Quartier, an enger Strooss, wou da Leit 
vun ënnerschiddleche Bord’en, vun ënnerschiddleche Be-
vëlkerungs- an Altersschichten, Lëtzebuerger / Net-Lëtze-
buerger, “Stack-Iechternacher a Beigeproofter” hier Mee-
nunge kënnen abréngen an zesumme nei Weeër fannen…  
 
Eng Partizipatioun u politeschen Entscheedungsprozesser 
erlaabt awer och d’Komplexitéit vun der Realitéit bes-
ser ze verstoen, ze gesinn, datt et net ëmmer schwaarz –  
wäiss ass. Mee awer och: datt een heiansdo muss “politesch 
choix’en” treffen an et net jidderengem gerecht ka machen… 
 
Et verléiert een doduerch net méi Zäit: doduerch datt d’Kaar-
te fréi op den Dësch kommen, datt Leit an Interessegrup-
pen frei agebonne ginn, ka wäertvoll Zäit gewonne ginn. 
D’Polemik déi duerch d’Virleeë vun engem iwwerdimensi-
onéierte PAG an dëser oder där Gemeng entstanen ass, hätt 
esou wuel kënne verhennert ginn, wann ënnerschiddlech 
Entwécklungsoptiounen am Virfeld mat de Leit dis-
kutéiert gi wieren… De facto wier Zäit gewonne ginn… 
 
Politesch Choix’en kënnen op déi Aart a Weis u Legitima-
tioun gewannen. Wëll: Biergerbedeelegung hëlt der Poli-
tik, de gewielte Volleksvertrieder näischt ewech vun hirer 
Roll: et ass nach ëmmer un hinnen ze entscheeden. Et geet 
u sech d’Sich no engem neien Demokrati-Modell, die  
repräsentativ a partizipativ Demokrati matenee verbënnt. 
Wéi kann ee Jonken, mee och allgemeng BiergerInnen 
erméigleche sech (méi) gesellschaftlech ze engagéieren? 

oekofoire - erneut ein Publikumsmagnet
Auch wenn es die oekofoire nun schon über ein Vierteljahrhundert gibt, so hat Sie nicht an Attraktivität verloren. Trotz gutem Wetter zog es über 13.500 
Besucher in die Messehallen auf dem kirchberg, wo rund 190 Aussteller, die die strengen Teilnahme-kriterien erfüllt haben, ihre Produkte für den Alltag 
vorstellten: Vom Bauen und Wohnen, heizsystemen, erneuerbaren Energien, Ernährung, Möbel, Spielzeug, kosmetik, Buchhandel über Medien, Textilien, 
Schuhen, gartenbau, land- und forstwirtschaft bis hin zu kunsthandwerk sowie Mobilität, Reisen und freizeit.

an datt mer haut och mussen un déi Generatioune vu muer 
denken.Wien en Ausgläich sicht tëscht ënnerschiddlechen 
Interessen, die muss och déi aner Interessen kënnen, muss 
sech an d’Haut vun diene versetzen, déi aner Meenungen, 
aner Positioune vertrieden oder en anere kulturellen Han-
nergrond hunn. Dat bréngt e Perspektive-Wiessel mat sech, 
wou ech eng Froestellung aus ënnerschiddleche Bléckwén-
kele kucken an nët nëmmen aus engem, mengem eegenen…  
 
Esou e vernetzt Denken setzt Informatiounen zu allen As-
pekten vun enger Saach viraus:  an duerfir ass e fräien  
Zougang vun de BiergerInnen an Interessegruppen 
zu allen Informatiounen iwwert e Projet oder e Prob-
lem onëmgänglech. Mir brauchen also eng zäitgeméis 
Gesetzgebung nom Modell vum “freedom of informa-
tion act”. De Gesetzesprojet, dien am Moment virläit, 
zementéiert just déi aktuell Friloséit vu munche Minis-
teren a Verwaltungen, wann et drëm geet aktiv op de 
Bierger / d’Biergerin mat Informatiounen zou ze goen. 
 
Mee: Och wann d’Informatioun eng Viraussetzung ass fir 
ënnerschiddlech “points de vue” ze erfaassen, si ass keen 
Ersatz fir eng reell Partizipatioun, en direkten Austausch 
vun Argumenter, eng “Matsproch”. Eng reell Partizipati-
oun geet och wäit iwwert formal Prozeduren z.B. zu en-
gem PAG-Projet - déi natierlech hier Roll hunn - eraus. 
Si setzt an engem fréie Stadium un a léist Alternativen, 
nei Iddien, aner Weeër an engem direkten Austausch vu 
Meenungen an Iwwerzeegungen zou. An da geet et drëm 
an engem moderéierte Prozess nozelauschteren, sech aus-
zetauschen, ëm Iddien ze rénge, openeen zou ze goën...  
 
Doduurch stellt eng verstäerkte Biergerbedeelegung nët 

Eine beeindruckende Zahl an Interessierten, politisch Verantwortlichen, Vertretern von Verwaltungen, Ministerien, Ausstellern, Mitglieder von befreundeten Organisationen sowie 
des Mouvement Ecologique... nahmen an der Eröffnung teil.

Aktualitéit 
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oekofoire 2013

Entscheedend ass mengen ech, datt Staat, Gemenge, Schou-
len an aner Strukturen déi noutwendeg Rahmebedingunge 
schaaffen, wou Fräiräim an eng Offenheet vu Strukturen 
an Entscheedungsprozesser besteet fir dat ze erméiglechen. 
 
1. Engagement gëtt et - ausserhalb vun de Parteien - 
an enger Vilfalt vun Organisatiounen: Schülercomité’en,  
Jugendbeweegungen, Jugendhaiser, lokale Veräiner, an 
Net-Regierungsorganisatiounen, a soziale an a karita-
tive Beweegungen: d’Stäerkung an Unerkënnung vun 
dem Roll vun der Zivilgesellschaft - där hier Grondlag 
den éirenamtlechen Engagement ass - muss also e wich-
tegt Uleies vun der Politik sinn, iwwregens och an hirem 
eegenen Interêt - well doraus e verdéiften gesellschaft-
lechen Engagement kann entstoen. Endlech z.B. e congé 
associatif anzeféieren, ass eng vun de Méiglechkeeten 
d’Zivilgesellschaft méi staark strukturell ze ënnerstetzen. 
 
2. Politesch Bildung am Sënn vun enger “éducation  
citoyenne” gëtt et am Moment an eise Schoulen (wéi och 
allgemeng am Bildungssystem) bal net. Och wann dat am 
Koalitiounsprogramm vun der aktueller Regierung steet, 
ass quasi näischt erfollegt. E Symptom duerfir ass, datt 
z.B. en héije Prozentsaz vun de befroten Schülerinnen vun 
den Offschlossklassen aus de Lycéeën uginn hunn, “ni” 
oder “seelen” sozial Ariichtungen, Betriber oder ëffentlech 
Institutioune besicht hun oder Diskussioune mat Politi-
ker, Akteuren aus der Gesellschaft… an hirer schoulescher 
Biographie gehat ze hunn. D’Bildungsariichtungen (net 
nëmmen d’Schoul) musse sech méi op d’Gesellschaft 
opmaachen, aktuell Erausfuerderungen opgräifen an un 
den Interessen vun de Leit besonnesch Jonken usetzen: 
 
3. Motivatioun a Loscht op Engagement kritt een awer 
schlussendlech baal nëmmen dann, wann een d’Méig-

lechkeet huet, matzeschwätzen, eppes matzedecidéie-
ren, wat ee selwer, säin Emfeld betrëfft. Wann ee sech 
mat senge Suergen, séngen Iddieën kann abréngen. An der 
Schoul heescht daat eng partizipativ Schoulentwécklung 
erméiglechen, an enger Gemeng beim Plange vun der Zu-
kunft vun engem Quartier oder dem PAG, Leit an engem 
freie Stadium mat abezéien, z.B. an extern moderéier-
ten Biergerforen… Dat heescht um nationale Plang awer 
och, d’Iddië vun engem Zukunftsdësch ëmzesetzen, net 
nëmmen déi institutionaliséiert Akteuren mee och d’Zi-
vilgesellschaft an d’BiergerInnen anzebannen, d’Méig-
lechkeet vum Referendum zu wichtege Froen asetzen…  
 
4.  An doriwwer eraus, ass et vläicht och u Staat a Ge-
mengen de Kader ze setze fir nei sozial Beweegungen 
ze erlaben, selwer hier Virstellunge konkret um loka-
len a regionalem Plang ëmzesetzen: dat geet vun der 
Iddi vu Baugruppen - nom Modell vun Tübingen - bis 
hin zu Gemeinschaftsanlagen am Solarenergie-Berä-
ich, Tauschforen, Kooperativen, Gemeinschaftsgäert an 
anerem. Iwwert den individuellen Engagement eraus 
sinn do nei gesellschaftlech Weeër déi sech opmaachen.  
 
Partizipatioun erméiglecht, datt méi BiergerInnen 
an (aner) Akteuren aus der Zivilgesellschaft - aus 
ënnerschiddleche Milieuen an Altersschichten - staark 
gemaach ginn, fir sech - iwwert hier legitim Eenzelin-
teressen eraus - a gesellschaftleche Froen anzebréngen.  
 
Déi Diversitéit ass d’Stäerkt vun enger Biergergesellschaft 
vu muer: si setzt op Kooperatioun, respektéiert Differen-
zen, weist ënnerschiddlech Weeër op, léist Meenungs- 
prozesser zou a kann ee  Schlëssel si fir eng nei politesch 
Kultur an dësem Land.

Aussoen aus der Ried vum 
Blanche Weber, Präsidentin 
vum Mouvement Ecologique
 

hu mir léieren aus léiweng gezun?

Virun 2 Joer hunn ech a menger Ouverturesried hei éischt 
Undeitunge am Dossier Léiweng gemach. (...) Ausgeléist 
gouf eng regelrecht Well vun Debatten, verbonne mat en-
gem déiwe Malaise bei ganz ville Leit wéi Politik gemaach 
gëtt. Stellt sech d’Fro op an de leschten 2 Joer d’Äerm 
genuch eropgestrëppt gi sinn fir die Gruef unzefänken ze 
fëllen - an op och elo an de Wahldebatten déi richteg Ak-
zenter gesat ginn. Huele mäer e puer zentral Elemener.

D‘Codes de déontologie fir héich Beamten a Politiker! Et 
gëtt zwar scheinbar Entwërf derfir, ma déi sinn am Ablack 
net ëffentlech. Absolut ongewëss ass och, ob si enger De-
batt ënnerzu solle ginn. Mäer hunn dat e puermol nogefrot, 
bei der Chamber kritt een guer keng Äntwert op e Bréif, 
d’zoustänneg Ministesch sot eis et géif dru geschafft. Wou-
bäi et jo awer wierklech net kéint ugoen, datt de Staat / 
Politik ganz eleng hier Regelen ausschaffe géif, un déi si 
sech selwer mussen halen...

Den Zougang zu Informatiounen: no zeg Joeren huet 
d’Regierung endlech e Gesetzesprojet op den Dësch geluet. 
Ma de Gesetzesprojet regelt wuel éischter, e bessje méi béis 
ausgedréckt, wéi de Staat sech virun Ufroe schütze kann… 
Den Théid Faber sot et schon.

Et gouf generell en Demokratiedefizit am Décisiounspro-
zess vun diem ganzen Dossier Léiweng festgestallt, diemno 
wär méi Participatioun an Austausch am Virfeld vun esou 
grousse Projeten mat Leit, Akteuren noutwendeg! Am Ka-
der vun der simplification administrative wou usteet gëtt 
vun esou muenchem awer scheinbar éischter de Géigende-
el ugestrieft: d’Leit manner abannen, souguer d’Gemenge 
solle manner Matsprochméiglechkeete kréien. En non-
sens! (...).

Auf insgesamt 190 Ständen gab es Informationen, Produkte, Dienstleistungsangebote und Kostproben. Viele Aussteller hatten sich bemüht, die Besucher auf originelle Weise zu 
erreichen und ihren Stand besonders interessant zu gestalten. Der bemannte Eisbär verfehlte seine Wirkung sicherlich nicht, Gross und Klein war begeistert von der Aktion.

Auf dem Stand des Mouvement Ecologique wurden die Wahlanregungen des Mouvement Ecologique auf eine etwas 
attraktivere Art und Weise dargelegt.
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Eise Message un d’Politik ass: „Loost eis als BiergerIn-
nen mat reell Akteure vun der Politikgestaltung sinn! 
Assuréiert e breeden Diskurs, d’Abrénge vun de Leit an 
engem Prozess, d’Erstelle vu Proposen, en Austausch, en 
dynamesche Biergerstaat! 

Weist datt verstanen ass, datt e Staat die sech par Rap-
port zum Bierger zou mecht iwwerholl ass - datt d‘Po-
litik muss Ouverture / Offenheet sichen an de Bierger 
net deelweis als Hemmschuh vun Entwécklungen gesäit. 
Datt den Terme vum „mëndege“ Bierger nët vu Mutt-
well ass. Datt regelrecht en anere Politikstil an d’Haus 
steet! En anert Verhältnis Staat - Leit.

Mäer fuerderen d’Parteien op an de Wahlen Kloertext 
an dësem Punkt ze schwätzen an d’Gouvernance an de 
Lien Staat / Bierger vun eisem Land zum zentralen The-
ma vun der nächster Regierung ze maachen! 

 
En Ëmbroch am Sënn vun enger nohalteger  
Entwécklung? 

Wéini wa net a Wahlzeiten ass d’Geleeënheet doriwwer ze 
schwätzen! Grad haut gëtt de Resumé vum neien IPPC Be-
richt am Klimaberäich verëffentlecht, an am Virfeld sinn 
d’Titelzeile an de Medie ganz kloer a besonnesch alarmant: 
Wëssenschaftlecher zeien d‘Alarmglack! Oder: Klimawies-
sel nach méi schlëmm wéi gefaart - „fatal Suiten“! Datt 
eise Wirtschafts- a Gesellschaftsmodell eleng dowéinst - a 
weinst der Endlechkeet vu Gas an Ueleg - muss geännert 
ginn, steet also ausser Fro! 

En anert Beispill: Mäer brauchen e Stopp vun der Zersied-
lung vun der Landschaft! Och déi geet ongebremst weider, 
eis Uertschaften entwéckele sech bei wäitem net wéi ge-
wollt, wéi eng Etude vum CEPS déi am Optrag vum No-
haltegkeetsministère erstallt gouf erginn huet. Leider krute 
mäer net de „go“ vum Nohaltegkeets-Ministère fir déi Etu-
de ëffentlich virzestellen. Niewent allen anere Problemer 
ass die Zersiedlung mat e Grond fir de Verloscht vun Biodi-
versitéit am Land. Well och déi hëllt weider of, Aartestier-
wen geet zu Lëtzebuerg weider! De Verloscht vu guddem 
Buedem ass e weidere Problem!

En anert Beispill wat mech staark irritéiert huet: Weini sot 
e Responsable vum Waasserwirtschaftsamt - dien ech hei 
ausdrécklech net well ugräifen - mäer sollten driwwer no-
denken fir laangfristeg eis Drénkwasserversuergungsnetzer 
auszebauen, well mat eise Quelle wäer net vill méi méig-
lech. Leitungen an Däitschland wären deier, et kéint een 
d’Waasser aus der Musel fir Drénkwaasser ze notzen (dat 
wäer technesch machbar, och wann et psychologesch vläit 
problematesch wäer an och misst gekuckt ginn wéi Stoffer 
aus der Industrie erausgefiltert géifen)...  A mäer schwätze 
jorelang bal just iwwert de Waasserpräis!

Déi alleréischt Verantwortung vun der Politik muss dach 
den Erhalt vun de Liewensgrondlage sinn, och an Zäite 
vun Embroch! Natur – Waasser – Loft! Et kann net sinn, 
wéi de Kabarettist Pispers sot: „Klima warte noch, die Wirt-
schaft hat gerade keine Zeit…“.  Wann et eng Verantwortung par 
Rapport zu de nächste Generatioune gëtt, dann ass et dat!

 
onendleche Wuesstum op engem  
endleche Planéit: eng illusioun

Mais wat ass par conter am Ablack en Haaptintitulé: de 
Wirtschaftswuesstum als primäert ustriewenswäert Ziel, 
besonnesch gëtt gesot, a Krisenzäiten! Et ass schier oner-
dräglech, datt amplaz enger Debatt vun Zesummeféie-
ren vun Ekologi / Ekonomie a Sozialem weider e Mo-
dell pronéiert gëtt, datt weder geet nach sënnvoll ass! 
Onendleche Wuesstum op engem endleche Planéit ass 
einfach eng Illusioun! Ech hunn zwar gäre Politiker mat 
Visiounen, awer net Politiker wou engem Geescht nolafen! 
Wirtschaftswuesstum steet den ekonomesch aarme Länner 
besonnesch vum Süden nach zou, awer dach net eis, déi 
ganz uewen un der Spëtzt sinn! A wuer welle mäer wues-
sen? Méi verbauten Terrainen? Nach méi materielle Wues-
stum?! Mäer hunn d’Ressourcen - seele Metaller, Ueleg 
asw - an de vermeintlech räiche Länner an dësem an dem 
läschte Joerhonnert a ganz kuerzer Zäit zu engem gudden 
Deel opgebraucht.

De Wuesstumsdogma ass eng Chimère, en Trugbild! Ech 
muss soen, ech verstinn et ëmmer manner an ech ginn ei-
gentlech ëmmer méi rosen, wann ech et héieren wa Leit en 
als politescht Ziel nennen.

Ma vläit verstoppt sech hannert diem Wuesstumsfetichis-
mus och eng grouss Portioun feelende Courage. Wëll esou 
hofft ee vläit derlaanscht ze kommen, fir déi wierklech 
noutwendeg gesellschaftlech Grondchoixen unzegoën! 
Esou laang virgegaukelt gëtt, nëmmen duerch méi Wues-
stum kriete mäer eise Sozialsystem ofgesechert, muss net 
wierklech gekuckt ginn, wéi - amplaz vu fragilen Wues-
stumsraten - e wierklech laangfristeg kann ofgeséchert 
ginn! Wou dann och misst gekuckt ginn, wien wéi e Beitrag 
misst leeschten. Wou vläit och méi eng héich Bestéierung 
vu Kapital a Spekulatioun mat am Virdergrond stéingen? 
Brauche mer net och eng aner Besteierung vum Ressource-
verbrauch par Rapport zur Aarbecht? 

A wann een um Wuesstumsdogma festhält a vermëttelt, 
dien duerch de Wuesstum entstanene Mehrwert wäer es-
sentiell fir méi sozial Gerechtegkeet: jo da kennt een - ob-
wuel dat jo erwisenermoosse net wouer ass - besser der- 
laanscht fir sech reell der Fro vun enger besserer Verde-
elung vu Räichtum ze stellen. Well och do wäer een dann 
erëm bei Grondchoixen, wou ee net jiddferengem et ka ge-
recht maachen! Eigentlech géing ech mäer dowéinst och 
eng offen Diskussioun mat de Gewerkschaften zum Thema 
wënschen.

Duerfir: Stopp mat diem Festhaalen um Wuesstemsfetichis-
mus, dien dowéinst esou schlëmm ass, wëll en e weider wéi 
bis elo, en absolut Unerkennen vun de Grenzen vun engem 
Planéit, vun Dimensioune vun dëser Äerd bedeit … a virun 
allem eis näischt bréngt! Jo zu éierleche gesellschaftleche 
Grondchoixen vun der Entwécklung! Jo zur Bereetschaft de 
Fong ze thematiséieren, eist Land reell ëmzegestalten an 
op eng nohalteg Basis ze stellen.

 
Sozial gerechtegkeet an d’fro vum“gudde liewen“

Zu der Fro vun der Gerechtegekeet gehéiert och déi vum 
gudde Liewen! Ech sinn immens frou, datt op dëser Foire 
jonk Studente sinn wou op hier Aart a Weis derzou Froe 
stellen. Si weisen hei d’Iddi vun engem Glécksministere…. 
Wat ass Gléck? Wat ass Wuelstand? Eigentlech de Fong 
vun allem… et misst de Fong vun enger Wahldebatt sin!! 
Och déi vermesst een eigentlech nach. An ech mengen et 
gëtt vill Leit am Land wou franchement duerno dürsten, 

Am Stand der Organisatoren Mouvement Ecologique und Oekozenter Pafendall fanden die Messebesucher Literatur, Informationsmaterialien, Information zu konkreten Fragen, 
Beratungsangebote sowie eine Vorstellung der zentralen Wahlvorstellungen und eine Umfrage....

Moderiert von Tanja de Jager und unter der Leitung von Lydie Muller-Philippy und der Kachéquipe des Mouvement Ecologique fanden Kochshows und Kochduelle statt. Promis 
wie Germain Wagner, Rol Schauls, Sacha Pulli oder Thierry Hensen hatten Spass beim Kochen und liessen ihre Ergebnisse von professionellen Juroren bewerten. 
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wou mat Passioun géinge matschwätzen. D’Debatt vun der 
Valeur vu guddem Liewen a wat vläit politesch misst an-
escht lafen! Eng leidenschaftlech Debatt, wou een vleit och 
erem méi Jonker motivéiert kritt. Et sinn och op der Foire 
nei sozial Initiativen, déi ausdrécken, datt ëmmer méi Leit 
de Modell hannerfroen, a méi op dat sozialt, de Mateneen 
wéi de Konsum setzen. Ass et naiv? Vläit e bessjen. Ma 
desto méi richteg!

 
Akzeptanz fir aner gesellschaftlech Werter

Ma natierlech ass d’Fro legitim wou och mäer als Mou-
vement an der läscht verstäerkt gestallt kréien: ass eis Ge-
sellschaft, sinn d‘Leit bereet fir dien Opbroch an eng nohal-
teg Gesellschaft? Besteet d’Chance vun enger Akzeptanz? 
D’Leit hu jo a rezenten Emfroen als dringende Problem vun 
der Politik d’Aarbechtsplazen, de Logement an d‘Pensi-
ounsproblematik asw méi heefeg genannt wéi Ekologi. As 
dat e Problem? Ma guer net! Wann dir Leit frot, wat hin-
ne wichteg ass, da nenne si wat hinnen am Ablack uewe 
läit. Och wann ech de Klimaschutz an alles als essentiell 
befannen… dat kuerzfristegt gëtt als éischt genannt! Dat 
ass nëmme mënschlech. Doraus d’Conclusioun ze zeien, 
et wäer manner wichteg, wäer absolut falsch! Wann een 
d’Froestellung scho liicht verännert a bewosst déi Lang-
fristdimensioun méi eran hellt: dann ass eng ganz héich 
Apzektanz fir d’Ugoë vu Langfristfroen! Do gëtt et och am 
internationalen X-Emfroen. Et besteet en heicht Bewosst-
sin fir d’Noutwendegkeet vun engem Wiessel! 

Kommt mer notzen d’Zäiten a setzen déi richteg Akzen-
ter! Mäer stellen eis de Grondfroën, Grondchoixen.. am 
Intéret vun de nächste Generatiounen… an och eis. Wa 
mäer elo net an Zäite vun Embroch Léisungen fannen, 
déi laangfristeg Bestand hunn, da wäerte mäer kee sta-
bile Gesellschafts- a Wirtschaftsmodell hunn, ma an déi 
nächst Kris rutschen.

 
fir eng nohalteg Siedlungsentwécklung

D’Iddi fir mam Opmaache vun de Bauperimetere eng Léi-
sung vum Wunnengsbauproblem ze fannen huet fir heich 
Wëlle gesuergt. Lassgeléist dervun op dat effektiv gelénge 

géing, wat mäer net mengen, sting esou eng Politik an dia-
metraler Oppositioun zu aneren Regierungszieler an zentra-
len Zieler vun der nohalteger Entwécklung: Stopp der Zer-
siedlung, Schutz vu Buedem, Erhalt vu Natur a Landschaft, 
kohärent Entwécklung vun eisen Uertschaften. An et ass 
wuel dowéinst, firwat esou vill Leit esou opbruet wuaren: 
den Dossier steet och symbolesch derfir, datt mäer ALL Ent-
scheedung en vue vu enger kohärenter Nohaltegkeetsdém-
arche musse gesinn. An datt mäer amplaz vu vermeintlech 
einfache Léisungen vu fréier (déi Problemer just verlage-
ren...), méi an de Fong musse goen a net ëmmer Nohalteg-
keetszieler dem Alldagspragmatismus afferen däerfen. 

 
Mäer welle kee grousse Nohaltegkeets- an 
infrastrukturministère méi.

E wuar als Struktur en Echec. Firwat? Ma wëll e banalement 
ze grouss wuar, wëll d’Integratioun vun Nohaltegkeet an 
de ganze Ministère net genuch gelongen ass, wëll d’Stëmm 
vun der Ekologi awer u Stellewärt verléiert wa se an engem 
grousse Ministère just ee kléngen Deel ass, wëll ganz banal 
och eng Chamberkommissioun iwwerfuerdert war. De Mi-
nistère war en échec well dem Thema vun der Nohaltegkeet 
en eegestännege Ministere zousteet! Mäer kloen eng Kom-
petenzbündelung an déi sënnvoll ass, nohalteg Entwéck-
lung, Klima, Energie, Ëmwelt an engem ërem eegestännege 
Ministère! Esou gutt mäer mat engem delegéierten Minister 
Marco Schank schwätze konnten an eng Rei Demarche vun 
him geschätzt hunn, esou problematesch wuar eist Verhält-
nis mam Minister selwer. Datt hien net méi op eis Ouver-
ture kënnt well e soi-disant aner Verpflichtungen hätt - och 
wann hien eis alles guddes wënscht -, wa mäer via Affe-
kot bei him Äntwerten op normal Bréiwer akloen hu mus-
sen, ass sécherlech engem gudde Verständnis tëscht enger 
ONG a sengem Ministère de tutelle net förderlech. Duerfir: 
mäer brauchen nees ee Minister wou zur der Cause steet 
a net an Dossieren ënnerschiddlech Rollen vertriede muss! 

Simplification administrative  net op käschten 
vun ëkologeschen a sozialen Acquisën

Mäer wäerten als Meco an 1-2 Woche konkret Propose 
maachen, ma elo awer schonn e puer Wuert. Datt Pro-

zeduren ze laang sinn zu Lëtzebuerg, do ass Konsens. 
Datt et ze laang dauert asw. asf. och. Ma wat elo deel-
weis ugeduet gëtt, datt deelweis gemaach gëtt wéi wann 
d’Ekologi oder d’Leit de Problem wäeren ass wierklech 
net zoulässeg. An et kann een och net beéides soen: datt 
Leit solle méi agebonnen ginn an an dësem Dossier paral- 
lel hier Rechter sollen agegrenzt… Ech wëll bewosst 
Kloertext schwätzen, och wann et zeréckgekuckt ass.  
Et wuaren net déi ominéis Mécken a Päiperleken wou e 
Problem wuaren bei enger Industriezon zu Péiteng, et wuar 
wëll do 2 Ministèren net den Telefon an d’Hand geholl a 
gekuckt hunn, datt den Dossier viru geet. Den Dossier gouf 
ganz einfach verschleeft. De Funktionnement vun den In-
stitutiounen, vum Staat ass de Problem! Net eng Mécken-
art! Zu Beetebuerg koum de Projet vum Logistikzenter net 
séier genuch virun: et wuar och do kéng Prozedur, ma et 
wuar ënner anerem well e Wirtschaftsminister eng juris-
tesch Etude an Optrag ginn hat, wou 6 Méint gedauert 
a bestëmmt jet kascht huet, an däer gekuckt gouf wéi e 
Prozeduren kann emgoën. An der Zäit vun der Etude wäer 
d’Prozedur laang duerchgelaaf gewiecht. Wëll en plus wat 
huet d’Etude erginn: d’Prozedure mussen agehale ginn, 
och wéinst EU-Virgaben! Firwat ech dat esou bestëmmt 
soen? Ma well et net ka sinn mam Fanger op déi falsch 
ze weisen wann déi simplification administrative kennt. 
An déi wirklech Verbesserunge wou musse kommen sinn: 
Zesummeschaffe Ministèren, Transparenz, sécherlech och 
harmoniséiert Gesetzer wou Widersprëch, Stolpersteng 
tëscht Gesetzer ausgeraumt ginn, ma dach net en Zeréck-
bau vu Rechter vu Leit! Wann ech héieren, datt zumindest 
eng Partei fuerdert „silence vaut accord“, d.h. wann eng 
Genehmegung ugefrot gett an endéans engem bestmmten 
Délai kritt ee keng Äntwert, da gëllt d’Genehmegung erde-
elt. Wat heescht dat am Eenzelfall? Schlecht Grenzwäer-
ter? Schied fir d’Allgemengheet? Huet e Bierger, d‘Ëmwelt 
d’Konsequenzen dervun ze droen wann eng Verwaltung ze 
lues schafft? Dat ka net d’Aentwert sinn, da muss de Staat 
einfach besser schaffen! An ech sot et eng Kéier an engem 
Interview: wann hei Rechter vu Leit an Acquisen am Em-
weltberäich a soziale Beräich a Fro gestallt sollte ginn, da 
gi mäer op d’Strooss! Well hei geet et ëm de Fong!

Ob Möbel, sanfte Mobilität, Materialien für den Hausbau oder Heizsysteme, alle Bereiche des täglichen Lebens waren auf der Oekofoire vertreten. 

oekofoire 2013

Die BauSchau über sinnvolle Fassadendämmung, das „Forum“ wo Aussteller neuen Produkte präsentierten oder der Stand des Projektes „Oekotopten“...  
die vielfältigen Informationsmöglichkeiten die das Oekozenter Pafendall dieses Jahr bereitstellte, traf auf viele interessierte Messebesucher.
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Bürgerinnen für mehr 
Demokratie und weitsichtigere 
Zukunftsplanung: interessante 
Resultate einer Umfrage  
anlässlich der oekofoire 2013
Mehr Zukunftsgestaltung, eine bessere Bürgerbeteiligung, für einen reellen 
Schutz von Natur und landschaft ... und die Wachstumsideologie hinterfragen, 
so die zentralen Resultate einer Umfrage, die der Mouvement Ecologique an-
lässlich der oekofoire durchführte und an welcher sich gut 900 Besucherinnen 
beteiligten. Wenngleich diese Umfrage sicherlich nicht als repräsentativ angese-
hen werden kann, sind die Resultate doch sehr interessant.

Politik verliert sich im Alltag - setzt sich nicht genug mit zentralen  
Zukunftsfragen auseinander: die Meinung von über 90%

Lediglich 9,6% der TeilnehmerInnen sind der Ansicht, die Regierung und Abgeordne-
tenkammer hätten grundsätzlich eine gute Arbeit geleistet und die richtigen Prioritäten 
gesetzt. Rund 90% sahen dies hingegen anders und und bejahten folgende Aussage: 
„Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun 
eisem Land ofgi gëtt (z.B. och Klimaschutz, Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung asw.), 
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik misst erëm méi gestalten.“ Eine Einschät-
zung der BürgerInnen, die doch sehr zu denken gibt! 
 

Bessere information und Einbindung der Bürgerinnen in Entscheidungs-
prozesse: die Erwartung von 92% 

In einer zweiten Fragestellung, sprachen sich die TeilnehmerInnen eindeutig für mehr 
Bürgerbeteiligung aus! Nur 7,8% waren der Überzeugung, politische Vertreter sollten als 
gewählte Akteure alleine entscheiden, zuviel Mitsprache würde nichts bringen. 92% je-
doch sprachen sich für eine weitgehendere Bürgerbeteiligung aus. Wobei von diesen die 
Mehrheit (55%) für eine bessere Information und Einbindung in Entscheidungsprozesse 
(z.B. auch mittels Bürgerforen) eintritt und 45% den BürgerInnen reelle Entscheidungs-
befugnisse via Referendum einräumen will. Deutlicher kann hier wohl kaum eine Umkehr 
in der Art und Weise der Politikgestaltung eingeklagt werden! Die nächste Regierung 
muss in Sachen BürgerInnenbeteiligung einen regelrechten Paradigmenwechsel 
durchführen! 
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Resultate einer Umfrage  
anlässlich der oekofoire 2013
Mehr Zukunftsgestaltung, eine bessere Bürgerbeteiligung, für einen reellen 
Schutz von Natur und landschaft ... und die Wachstumsideologie hinterfragen, 
so die zentralen Resultate einer Umfrage, die der Mouvement Ecologique an-
lässlich der oekofoire durchführte und an welcher sich gut 900 Besucherinnen 
beteiligten. Wenngleich diese Umfrage sicherlich nicht als repräsentativ angese-
hen werden kann, sind die Resultate doch sehr interessant.

Politik verliert sich im Alltag - setzt sich nicht genug mit zentralen  
Zukunftsfragen auseinander: die Meinung von über 90%
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tenkammer hätten grundsätzlich eine gute Arbeit geleistet und die richtigen Prioritäten 
gesetzt. Rund 90% sahen dies hingegen anders und und bejahten folgende Aussage: 
„Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun 
eisem Land ofgi gëtt (z.B. och Klimaschutz, Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung asw.), 
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik misst erëm méi gestalten.“ Eine Einschät-
zung der BürgerInnen, die doch sehr zu denken gibt! 
 

Bessere information und Einbindung der Bürgerinnen in Entscheidungs-
prozesse: die Erwartung von 92% 

In einer zweiten Fragestellung, sprachen sich die TeilnehmerInnen eindeutig für mehr 
Bürgerbeteiligung aus! Nur 7,8% waren der Überzeugung, politische Vertreter sollten als 
gewählte Akteure alleine entscheiden, zuviel Mitsprache würde nichts bringen. 92% je-
doch sprachen sich für eine weitgehendere Bürgerbeteiligung aus. Wobei von diesen die 
Mehrheit (55%) für eine bessere Information und Einbindung in Entscheidungsprozesse 
(z.B. auch mittels Bürgerforen) eintritt und 45% den BürgerInnen reelle Entscheidungs-
befugnisse via Referendum einräumen will. Deutlicher kann hier wohl kaum eine Umkehr 
in der Art und Weise der Politikgestaltung eingeklagt werden! Die nächste Regierung 
muss in Sachen BürgerInnenbeteiligung einen regelrechten Paradigmenwechsel 
durchführen! 
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Politik an ZukunftsgestaltungZu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert dAart a Weis geschwat, wéi Politik

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der leschter Legislaturperiod hir 
Aarbecht grondsätzlech gutt gemaach a richteg Prioritéiten och fir d’Zukunft 
vun eisem Land gesat. 9,60%

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen 
Zukunftsfroe vun eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz, Biodiversitéit, 
Mobilitéit, Landesplanung), d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik 
misst erëm méi gestalten. 90,40%

Demokratie a Biergerbedeelegung
Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

Regierung an Deputéiert si gewielte Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze 
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill eraschwätze bréngt dat eis net weider. 7,80%

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der Regierung an den Deputéierten 
Décisiounen ze huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an och konkret 
an Entscheedungsprozesser agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen). 50,20%
D’Leit misste méi direkt mat décidéiere kënnen, z.B. duerch verbindlech 
Referenden. 42,00%

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och alt ukléngen, datt Nat

 Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Landschaft muss eng gewë 87,00%
Grad a Krisenzäiten, bei héije Wunnengspräisser, mussen Natur a Lan 13,00%

 

Bereetschaft zur Verännerung
An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen am ekologeschen Int

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet Verännerunge matzemaachen, ma wann et 14,90%
Vill Leit wäre wierklech bereet fir Verännerunge matzemaachen, wa se der Iw 39,50%
D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik net 42,90%
Mer brauche keng déifgräifend Reformen. 2,70%

1. Politik an Zukunftsgestaltung

 Zu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert d'Aart a Weis geschwat, wéi Politik gemaach gëtt. 
Wéi eng vu folgenden 2 Aussoen drot Dir éischter:

9,60%

90,40%

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der
leschter Legislaturperiod hir Aarbecht
grondsätzlech gutt gemaach a richteg
Prioritéiten och fir d’Zukunft vun eisem Land
gesat.

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech
net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun
eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz,
Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung),
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik
misst erëm méi gestalten.

2. Demokratie a Biergerbedeelegung
 

Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

7,80%

50,20%

42,00%

Regierung an Deputéiert si gewielte
Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill
eraschwätze bréngt dat eis net weider.

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der
Regierung an den Deputéierten Décisiounen ze
huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an
och konkret an Entscheedungsprozesser
agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen).

D’Leit misste méi direkt mat décidéiere
kënnen, z.B. duerch verbindlech Referenden. 

4. Bereetschaft zur Verännerung 

An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen 
am ekologeschen Interessi, déi och Verännerunge fir den Eenzelne géinge mat sech 

bréngen. Wat haalt Dir dovunner?

14,90%

39,50%

42,90%

2,70%

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet
Verännerunge matzemaachen, ma wann et
bis Eescht gëtt, sinn der awer vill nët dermat
d‘accord.

Vill Leit wäre wierklech bereet fir
Verännerunge matzemaachen, wa se der
Iwwerzeegung wären, datt se sozial gerecht
sinn an ekologesch eppes bréngen.

D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten
Aussoen, ma dat soll d’Politik net ofhale
Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen,
déi och sozial gerecht  sinn.

Mer brauche keng déifgräifend Reformen.

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz 
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och 

alt ukléngen, datt Natur- a Landschaftsschutz ze wäit gedriwwe géifen. Wéi eng vu 
folgenden Aussoen drot Dir am meeschten?

87,00%

13,00%  Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur
a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.

Nachhaltige Entwicklung als Thema der Wahlkampagne:
Parteiübergreifender Konsens über neue 
politische Akzente – Meinungsunterschiede in 
grundsätzlichen Fragen

In diesem Kéisécker-Info finden Sie auf 4 Seiten die 
Resultate der Umfrage zur nachhaltigen Entwicklung, die 
der Mouvement Ecologique an die politischen Parteien 
gerichtet hatte. Die breite Zustimmung zu den Vorschlägen 
des Mouvement Ecologique ist bemerkenswert.

Wenn man davon ausgeht, dass Wahlversprechen auch 
eingelöst werden, liegen demnach zentrale Themen eines 
zukünftigen Koalitionsabkommens im Bereich nachhaltige 
Entwicklung bereits fest…unabhängig davon, welche 
Parteien die Koalition bilden werden.

Keine Übereinstimmung  in einigen 
grundsätzlichen Fragen

Interessant sind jedoch auch Unterschiede zwischen den 
Positionen der Parteien. Spalten tut vor allem die Frage 
der modernen Stadtbahn, gegen die sich die Piratepartei, 
die KPL, die ADR aussprechen (Enthaltung der PID). 
Umstritten ist aber z.B. auch das Vorkaufsrecht seitens der 
öffentlichen Hand im Interesse des Naturschutzes oder des 
Wohnungsbaus (kritische bzw. negative Haltung von DP und 
Piratepartei). Interessant auch die Punkte, wo Parteien keine 
Aussage machten, wie z.B. die CSV was den Stellenwert 

des Nachhaltigkeitsplanes, nachhaltige Steuerreform… 
anbelangt. Ein detaillierterer Blick auf die Antworten lohnt 
sich demnach.

Über die Antworten der Parteien auf den Fragekatalog 
hinaus, ist eine Analyse der Parteiprogramme bzw. der 
Wahldebatten aufschlußreich. Dabei lassen sich nämlich 
drei aus der Sicht des Mouvement Ecologique besonders 
zentrale Themenfelder der nachhaltigen Entwicklung 
herausschälen, bei welchen es doch bemerkenswerte 
Unterschiede zwischen den Parteien gibt. 

-	Verschiedene Parteien sehen das Wirtschaftswachstum 
als Voraussetzung für die Sicherung des Sozialsystems 
sowie als ein oberstes gesellschaftspolitisches Ziel an. 
Andere hingegen hinterfragen das Wachstumsdogma in 
der Form bzw. setzen sich für andere Instrumente zur 
Absicherung der Sozialsysteme ein. Konsens besteht aber 
grundsätzlich über die Wichtigkeit der Schaffung von 
“green jobs”. Angesichts der Bedeutung der Fragestellung 
lohnt sich ein detaillierterer Blick in die Programme 
demnach absolut.

-	 Interessant sind auch die Unterschiede betreffend 
das hochaktuelle Thema “Bürgerbeteiligung – Zugang 
zu Informationen”. Alle Parteien treten zwar für ein 
verbessertes Verhältnis zwischen Staat und BürgerInnen 
ein, doch die Ansprüche und die Ausrichtung variieren. Ist 
für die einen das Referendum bzw. formale Anhörungs

prozeduren schon die ultimative Bürgerbeteiligung, so 
sprechen sich andere darüber hinaus für aktive Prozesse 
der Bürgerbeteiligung aus. 

-	Die “simplification administrative” dürfe - so alle Parteien 
in der Umfrage des Mouvement Ecologique - nicht auf 
Kosten von Ökologie/Naturschutz und Bürgerrechten 
gehen. Allerdings benennen die Parteien z.T. Instrumente, 
die doch eine gewisse Skepsis aufkommen lassen… Dies 
gilt z.B. für die Beteiligungsprozeduren der Öffentlichkeit, 
die Verallgemeinerung von verbindlichen Normen für 
Betriebe, deren Einhaltung (erst) nachträglich überprüft 
werden soll (also nicht im Rahmen einer öffentlichen 
Prozedur). Oder die Einführung des Prinzips “silence vaut 
autorisation” (antwortet die Verwaltung nicht binnen 
einer gesetzlich vorgeschriebenen Frist, käme dies der 
Genehmigung eines Antrages gleich).  

Es lohnt sich, die Parteiprogramme auf diese und andere 
grundsätzlichen Fragen zu analysieren, um in der Wahlkabine 
seine Stimme im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung 
abzugeben.
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decidéieren, wann d‘Bierger do zevill eraschwätze bréngt dat eis net weider. 7,80%

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der Regierung an den Deputéierten 
Décisiounen ze huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an och konkret 
an Entscheedungsprozesser agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen). 50,20%
D’Leit misste méi direkt mat décidéiere kënnen, z.B. duerch verbindlech 
Referenden. 42,00%

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och alt ukléngen, datt Nat

 Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Landschaft muss eng gewë 87,00%
Grad a Krisenzäiten, bei héije Wunnengspräisser, mussen Natur a Lan 13,00%

 

Bereetschaft zur Verännerung
An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen am ekologeschen Int

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet Verännerunge matzemaachen, ma wann et 14,90%
Vill Leit wäre wierklech bereet fir Verännerunge matzemaachen, wa se der Iw 39,50%
D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik net 42,90%
Mer brauche keng déifgräifend Reformen. 2,70%

1. Politik an Zukunftsgestaltung

 Zu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert d'Aart a Weis geschwat, wéi Politik gemaach gëtt. 
Wéi eng vu folgenden 2 Aussoen drot Dir éischter:

9,60%

90,40%

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der
leschter Legislaturperiod hir Aarbecht
grondsätzlech gutt gemaach a richteg
Prioritéiten och fir d’Zukunft vun eisem Land
gesat.

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech
net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun
eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz,
Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung),
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik
misst erëm méi gestalten.

2. Demokratie a Biergerbedeelegung
 

Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

7,80%

50,20%

42,00%

Regierung an Deputéiert si gewielte
Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill
eraschwätze bréngt dat eis net weider.

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der
Regierung an den Deputéierten Décisiounen ze
huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an
och konkret an Entscheedungsprozesser
agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen).

D’Leit misste méi direkt mat décidéiere
kënnen, z.B. duerch verbindlech Referenden. 

4. Bereetschaft zur Verännerung 

An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen 
am ekologeschen Interessi, déi och Verännerunge fir den Eenzelne géinge mat sech 

bréngen. Wat haalt Dir dovunner?

14,90%

39,50%

42,90%

2,70%

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet
Verännerunge matzemaachen, ma wann et
bis Eescht gëtt, sinn der awer vill nët dermat
d‘accord.

Vill Leit wäre wierklech bereet fir
Verännerunge matzemaachen, wa se der
Iwwerzeegung wären, datt se sozial gerecht
sinn an ekologesch eppes bréngen.

D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten
Aussoen, ma dat soll d’Politik net ofhale
Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen,
déi och sozial gerecht  sinn.

Mer brauche keng déifgräifend Reformen.

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz 
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och 

alt ukléngen, datt Natur- a Landschaftsschutz ze wäit gedriwwe géifen. Wéi eng vu 
folgenden Aussoen drot Dir am meeschten?

87,00%

13,00%  Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur
a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.

Eise Message un d’Politik ass: „Loost eis als BiergerIn-
nen mat reell Akteure vun der Politikgestaltung sinn! 
Assuréiert e breeden Diskurs, d’Abrénge vun de Leit an 
engem Prozess, d’Erstelle vu Proposen, en Austausch, en 
dynamesche Biergerstaat! 

Weist datt verstanen ass, datt e Staat die sech par Rap-
port zum Bierger zou mecht iwwerholl ass - datt d‘Po-
litik muss Ouverture / Offenheet sichen an de Bierger 
net deelweis als Hemmschuh vun Entwécklungen gesäit. 
Datt den Terme vum „mëndege“ Bierger nët vu Mutt-
well ass. Datt regelrecht en anere Politikstil an d’Haus 
steet! En anert Verhältnis Staat - Leit.

Mäer fuerderen d’Parteien op an de Wahlen Kloertext 
an dësem Punkt ze schwätzen an d’Gouvernance an de 
Lien Staat / Bierger vun eisem Land zum zentralen The-
ma vun der nächster Regierung ze maachen! 

 
En Ëmbroch am Sënn vun enger nohalteger  
Entwécklung? 

Wéini wa net a Wahlzeiten ass d’Geleeënheet doriwwer ze 
schwätzen! Grad haut gëtt de Resumé vum neien IPPC Be-
richt am Klimaberäich verëffentlecht, an am Virfeld sinn 
d’Titelzeile an de Medie ganz kloer a besonnesch alarmant: 
Wëssenschaftlecher zeien d‘Alarmglack! Oder: Klimawies-
sel nach méi schlëmm wéi gefaart - „fatal Suiten“! Datt 
eise Wirtschafts- a Gesellschaftsmodell eleng dowéinst - a 
weinst der Endlechkeet vu Gas an Ueleg - muss geännert 
ginn, steet also ausser Fro! 

En anert Beispill: Mäer brauchen e Stopp vun der Zersied-
lung vun der Landschaft! Och déi geet ongebremst weider, 
eis Uertschaften entwéckele sech bei wäitem net wéi ge-
wollt, wéi eng Etude vum CEPS déi am Optrag vum No-
haltegkeetsministère erstallt gouf erginn huet. Leider krute 
mäer net de „go“ vum Nohaltegkeets-Ministère fir déi Etu-
de ëffentlich virzestellen. Niewent allen anere Problemer 
ass die Zersiedlung mat e Grond fir de Verloscht vun Biodi-
versitéit am Land. Well och déi hëllt weider of, Aartestier-
wen geet zu Lëtzebuerg weider! De Verloscht vu guddem 
Buedem ass e weidere Problem!

En anert Beispill wat mech staark irritéiert huet: Weini sot 
e Responsable vum Waasserwirtschaftsamt - dien ech hei 
ausdrécklech net well ugräifen - mäer sollten driwwer no-
denken fir laangfristeg eis Drénkwasserversuergungsnetzer 
auszebauen, well mat eise Quelle wäer net vill méi méig-
lech. Leitungen an Däitschland wären deier, et kéint een 
d’Waasser aus der Musel fir Drénkwaasser ze notzen (dat 
wäer technesch machbar, och wann et psychologesch vläit 
problematesch wäer an och misst gekuckt ginn wéi Stoffer 
aus der Industrie erausgefiltert géifen)...  A mäer schwätze 
jorelang bal just iwwert de Waasserpräis!

Déi alleréischt Verantwortung vun der Politik muss dach 
den Erhalt vun de Liewensgrondlage sinn, och an Zäite 
vun Embroch! Natur – Waasser – Loft! Et kann net sinn, 
wéi de Kabarettist Pispers sot: „Klima warte noch, die Wirt-
schaft hat gerade keine Zeit…“.  Wann et eng Verantwortung par 
Rapport zu de nächste Generatioune gëtt, dann ass et dat!

 
onendleche Wuesstum op engem  
endleche Planéit: eng illusioun

Mais wat ass par conter am Ablack en Haaptintitulé: de 
Wirtschaftswuesstum als primäert ustriewenswäert Ziel, 
besonnesch gëtt gesot, a Krisenzäiten! Et ass schier oner-
dräglech, datt amplaz enger Debatt vun Zesummeféie-
ren vun Ekologi / Ekonomie a Sozialem weider e Mo-
dell pronéiert gëtt, datt weder geet nach sënnvoll ass! 
Onendleche Wuesstum op engem endleche Planéit ass 
einfach eng Illusioun! Ech hunn zwar gäre Politiker mat 
Visiounen, awer net Politiker wou engem Geescht nolafen! 
Wirtschaftswuesstum steet den ekonomesch aarme Länner 
besonnesch vum Süden nach zou, awer dach net eis, déi 
ganz uewen un der Spëtzt sinn! A wuer welle mäer wues-
sen? Méi verbauten Terrainen? Nach méi materielle Wues-
stum?! Mäer hunn d’Ressourcen - seele Metaller, Ueleg 
asw - an de vermeintlech räiche Länner an dësem an dem 
läschte Joerhonnert a ganz kuerzer Zäit zu engem gudden 
Deel opgebraucht.

De Wuesstumsdogma ass eng Chimère, en Trugbild! Ech 
muss soen, ech verstinn et ëmmer manner an ech ginn ei-
gentlech ëmmer méi rosen, wann ech et héieren wa Leit en 
als politescht Ziel nennen.

Ma vläit verstoppt sech hannert diem Wuesstumsfetichis-
mus och eng grouss Portioun feelende Courage. Wëll esou 
hofft ee vläit derlaanscht ze kommen, fir déi wierklech 
noutwendeg gesellschaftlech Grondchoixen unzegoën! 
Esou laang virgegaukelt gëtt, nëmmen duerch méi Wues-
stum kriete mäer eise Sozialsystem ofgesechert, muss net 
wierklech gekuckt ginn, wéi - amplaz vu fragilen Wues-
stumsraten - e wierklech laangfristeg kann ofgeséchert 
ginn! Wou dann och misst gekuckt ginn, wien wéi e Beitrag 
misst leeschten. Wou vläit och méi eng héich Bestéierung 
vu Kapital a Spekulatioun mat am Virdergrond stéingen? 
Brauche mer net och eng aner Besteierung vum Ressource-
verbrauch par Rapport zur Aarbecht? 

A wann een um Wuesstumsdogma festhält a vermëttelt, 
dien duerch de Wuesstum entstanene Mehrwert wäer es-
sentiell fir méi sozial Gerechtegkeet: jo da kennt een - ob-
wuel dat jo erwisenermoosse net wouer ass - besser der- 
laanscht fir sech reell der Fro vun enger besserer Verde-
elung vu Räichtum ze stellen. Well och do wäer een dann 
erëm bei Grondchoixen, wou ee net jiddferengem et ka ge-
recht maachen! Eigentlech géing ech mäer dowéinst och 
eng offen Diskussioun mat de Gewerkschaften zum Thema 
wënschen.

Duerfir: Stopp mat diem Festhaalen um Wuesstemsfetichis-
mus, dien dowéinst esou schlëmm ass, wëll en e weider wéi 
bis elo, en absolut Unerkennen vun de Grenzen vun engem 
Planéit, vun Dimensioune vun dëser Äerd bedeit … a virun 
allem eis näischt bréngt! Jo zu éierleche gesellschaftleche 
Grondchoixen vun der Entwécklung! Jo zur Bereetschaft de 
Fong ze thematiséieren, eist Land reell ëmzegestalten an 
op eng nohalteg Basis ze stellen.

 
Sozial gerechtegkeet an d’fro vum“gudde liewen“

Zu der Fro vun der Gerechtegekeet gehéiert och déi vum 
gudde Liewen! Ech sinn immens frou, datt op dëser Foire 
jonk Studente sinn wou op hier Aart a Weis derzou Froe 
stellen. Si weisen hei d’Iddi vun engem Glécksministere…. 
Wat ass Gléck? Wat ass Wuelstand? Eigentlech de Fong 
vun allem… et misst de Fong vun enger Wahldebatt sin!! 
Och déi vermesst een eigentlech nach. An ech mengen et 
gëtt vill Leit am Land wou franchement duerno dürsten, 

Am Stand der Organisatoren Mouvement Ecologique und Oekozenter Pafendall fanden die Messebesucher Literatur, Informationsmaterialien, Information zu konkreten Fragen, 
Beratungsangebote sowie eine Vorstellung der zentralen Wahlvorstellungen und eine Umfrage....

Moderiert von Tanja de Jager und unter der Leitung von Lydie Muller-Philippy und der Kachéquipe des Mouvement Ecologique fanden Kochshows und Kochduelle statt. Promis 
wie Germain Wagner, Rol Schauls, Sacha Pulli oder Thierry Hensen hatten Spass beim Kochen und liessen ihre Ergebnisse von professionellen Juroren bewerten. 
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Eise Message un d’Politik ass: „Loost eis als BiergerIn-
nen mat reell Akteure vun der Politikgestaltung sinn! 
Assuréiert e breeden Diskurs, d’Abrénge vun de Leit an 
engem Prozess, d’Erstelle vu Proposen, en Austausch, en 
dynamesche Biergerstaat! 

Weist datt verstanen ass, datt e Staat die sech par Rap-
port zum Bierger zou mecht iwwerholl ass - datt d‘Po-
litik muss Ouverture / Offenheet sichen an de Bierger 
net deelweis als Hemmschuh vun Entwécklungen gesäit. 
Datt den Terme vum „mëndege“ Bierger nët vu Mutt-
well ass. Datt regelrecht en anere Politikstil an d’Haus 
steet! En anert Verhältnis Staat - Leit.

Mäer fuerderen d’Parteien op an de Wahlen Kloertext 
an dësem Punkt ze schwätzen an d’Gouvernance an de 
Lien Staat / Bierger vun eisem Land zum zentralen The-
ma vun der nächster Regierung ze maachen! 

 
En Ëmbroch am Sënn vun enger nohalteger  
Entwécklung? 

Wéini wa net a Wahlzeiten ass d’Geleeënheet doriwwer ze 
schwätzen! Grad haut gëtt de Resumé vum neien IPPC Be-
richt am Klimaberäich verëffentlecht, an am Virfeld sinn 
d’Titelzeile an de Medie ganz kloer a besonnesch alarmant: 
Wëssenschaftlecher zeien d‘Alarmglack! Oder: Klimawies-
sel nach méi schlëmm wéi gefaart - „fatal Suiten“! Datt 
eise Wirtschafts- a Gesellschaftsmodell eleng dowéinst - a 
weinst der Endlechkeet vu Gas an Ueleg - muss geännert 
ginn, steet also ausser Fro! 

En anert Beispill: Mäer brauchen e Stopp vun der Zersied-
lung vun der Landschaft! Och déi geet ongebremst weider, 
eis Uertschaften entwéckele sech bei wäitem net wéi ge-
wollt, wéi eng Etude vum CEPS déi am Optrag vum No-
haltegkeetsministère erstallt gouf erginn huet. Leider krute 
mäer net de „go“ vum Nohaltegkeets-Ministère fir déi Etu-
de ëffentlich virzestellen. Niewent allen anere Problemer 
ass die Zersiedlung mat e Grond fir de Verloscht vun Biodi-
versitéit am Land. Well och déi hëllt weider of, Aartestier-
wen geet zu Lëtzebuerg weider! De Verloscht vu guddem 
Buedem ass e weidere Problem!

En anert Beispill wat mech staark irritéiert huet: Weini sot 
e Responsable vum Waasserwirtschaftsamt - dien ech hei 
ausdrécklech net well ugräifen - mäer sollten driwwer no-
denken fir laangfristeg eis Drénkwasserversuergungsnetzer 
auszebauen, well mat eise Quelle wäer net vill méi méig-
lech. Leitungen an Däitschland wären deier, et kéint een 
d’Waasser aus der Musel fir Drénkwaasser ze notzen (dat 
wäer technesch machbar, och wann et psychologesch vläit 
problematesch wäer an och misst gekuckt ginn wéi Stoffer 
aus der Industrie erausgefiltert géifen)...  A mäer schwätze 
jorelang bal just iwwert de Waasserpräis!

Déi alleréischt Verantwortung vun der Politik muss dach 
den Erhalt vun de Liewensgrondlage sinn, och an Zäite 
vun Embroch! Natur – Waasser – Loft! Et kann net sinn, 
wéi de Kabarettist Pispers sot: „Klima warte noch, die Wirt-
schaft hat gerade keine Zeit…“.  Wann et eng Verantwortung par 
Rapport zu de nächste Generatioune gëtt, dann ass et dat!

 
onendleche Wuesstum op engem  
endleche Planéit: eng illusioun

Mais wat ass par conter am Ablack en Haaptintitulé: de 
Wirtschaftswuesstum als primäert ustriewenswäert Ziel, 
besonnesch gëtt gesot, a Krisenzäiten! Et ass schier oner-
dräglech, datt amplaz enger Debatt vun Zesummeféie-
ren vun Ekologi / Ekonomie a Sozialem weider e Mo-
dell pronéiert gëtt, datt weder geet nach sënnvoll ass! 
Onendleche Wuesstum op engem endleche Planéit ass 
einfach eng Illusioun! Ech hunn zwar gäre Politiker mat 
Visiounen, awer net Politiker wou engem Geescht nolafen! 
Wirtschaftswuesstum steet den ekonomesch aarme Länner 
besonnesch vum Süden nach zou, awer dach net eis, déi 
ganz uewen un der Spëtzt sinn! A wuer welle mäer wues-
sen? Méi verbauten Terrainen? Nach méi materielle Wues-
stum?! Mäer hunn d’Ressourcen - seele Metaller, Ueleg 
asw - an de vermeintlech räiche Länner an dësem an dem 
läschte Joerhonnert a ganz kuerzer Zäit zu engem gudden 
Deel opgebraucht.

De Wuesstumsdogma ass eng Chimère, en Trugbild! Ech 
muss soen, ech verstinn et ëmmer manner an ech ginn ei-
gentlech ëmmer méi rosen, wann ech et héieren wa Leit en 
als politescht Ziel nennen.

Ma vläit verstoppt sech hannert diem Wuesstumsfetichis-
mus och eng grouss Portioun feelende Courage. Wëll esou 
hofft ee vläit derlaanscht ze kommen, fir déi wierklech 
noutwendeg gesellschaftlech Grondchoixen unzegoën! 
Esou laang virgegaukelt gëtt, nëmmen duerch méi Wues-
stum kriete mäer eise Sozialsystem ofgesechert, muss net 
wierklech gekuckt ginn, wéi - amplaz vu fragilen Wues-
stumsraten - e wierklech laangfristeg kann ofgeséchert 
ginn! Wou dann och misst gekuckt ginn, wien wéi e Beitrag 
misst leeschten. Wou vläit och méi eng héich Bestéierung 
vu Kapital a Spekulatioun mat am Virdergrond stéingen? 
Brauche mer net och eng aner Besteierung vum Ressource-
verbrauch par Rapport zur Aarbecht? 

A wann een um Wuesstumsdogma festhält a vermëttelt, 
dien duerch de Wuesstum entstanene Mehrwert wäer es-
sentiell fir méi sozial Gerechtegkeet: jo da kennt een - ob-
wuel dat jo erwisenermoosse net wouer ass - besser der- 
laanscht fir sech reell der Fro vun enger besserer Verde-
elung vu Räichtum ze stellen. Well och do wäer een dann 
erëm bei Grondchoixen, wou ee net jiddferengem et ka ge-
recht maachen! Eigentlech géing ech mäer dowéinst och 
eng offen Diskussioun mat de Gewerkschaften zum Thema 
wënschen.

Duerfir: Stopp mat diem Festhaalen um Wuesstemsfetichis-
mus, dien dowéinst esou schlëmm ass, wëll en e weider wéi 
bis elo, en absolut Unerkennen vun de Grenzen vun engem 
Planéit, vun Dimensioune vun dëser Äerd bedeit … a virun 
allem eis näischt bréngt! Jo zu éierleche gesellschaftleche 
Grondchoixen vun der Entwécklung! Jo zur Bereetschaft de 
Fong ze thematiséieren, eist Land reell ëmzegestalten an 
op eng nohalteg Basis ze stellen.

 
Sozial gerechtegkeet an d’fro vum“gudde liewen“

Zu der Fro vun der Gerechtegekeet gehéiert och déi vum 
gudde Liewen! Ech sinn immens frou, datt op dëser Foire 
jonk Studente sinn wou op hier Aart a Weis derzou Froe 
stellen. Si weisen hei d’Iddi vun engem Glécksministere…. 
Wat ass Gléck? Wat ass Wuelstand? Eigentlech de Fong 
vun allem… et misst de Fong vun enger Wahldebatt sin!! 
Och déi vermesst een eigentlech nach. An ech mengen et 
gëtt vill Leit am Land wou franchement duerno dürsten, 

Am Stand der Organisatoren Mouvement Ecologique und Oekozenter Pafendall fanden die Messebesucher Literatur, Informationsmaterialien, Information zu konkreten Fragen, 
Beratungsangebote sowie eine Vorstellung der zentralen Wahlvorstellungen und eine Umfrage....

Moderiert von Tanja de Jager und unter der Leitung von Lydie Muller-Philippy und der Kachéquipe des Mouvement Ecologique fanden Kochshows und Kochduelle statt. Promis 
wie Germain Wagner, Rol Schauls, Sacha Pulli oder Thierry Hensen hatten Spass beim Kochen und liessen ihre Ergebnisse von professionellen Juroren bewerten. 
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Umfrage
 

Natürliche lebensgrundlagen erhalten - auch in krisenzeiten!

Äusserst aufschlussreich waren aus der Sicht des Mouvement Ecologique auch die Einstel-
lungen zum Stellenwert des Natur- und Landschaftsschutzes. Gefragt wurde, ob in Pro-
zeduren der Anspruch des Natur- und Landschaftsschutzes zu stark sei. 87% erteilten die-
ser Aussage eine klare Absage und traten für einen starken Natur- und Landschaftsschutz 
ein, unterstützten folgende Aussage: „Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Land-
schaft muss eng gewëss Prioritéit hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner. Fir mech heescht 
dat, datt - je nodeem - bestëmmte Projeten net oder anescht / op enger anerer Plaz musse 
gemaach ginn.“. Lediglich 13% waren der Überzeugung, Natur und Landschaft müssten 
gerade in Krisenzeiten auch hintenangestellt werden. Der politische Diskurs ist derzeit 
weniger eindeutig.... die Einstellung so manchen Bürgers jedoch umso deutlicher! 
 
Bürgerinnen offen für Reformen - aber auch unabhängig davon sollte 
die Politik handeln, so die Überzeugung der Mehrheit!

Interessant ist aber auch die Einschätzung der TeilnehmerInnen gegenüber ihrem eigenen 
Verhalten resp. der Einstellung der Gesellschaft. Inwiefern sind wir alle in der Realität wirk-
lich bereit, Veränderungen in die Wege zu leiten, so die Fragestellung. 39,5% glauben an 
diese Bereitschaft, unter der Voraussetzung, dass die Veränderung ökologisch sinnvoll und 
in einem sozial gerechten Rahmen gestaltet ist. 14,9% denken hingegen, dass der grund-
sätzliche Wille bei den BürgerInnen fehlt. Die Aussage, welche die Ambivalenz der Bürger- 
Innen anerkannte und unabhängig davon politisches Handeln einforderte, fand die grösste 
Zustimmung: „D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik 
net ofhale Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen, déi och sozial gerecht  sinn.“. Dem-
nach: auch hier ein deutlicher Handlungsauftrag an die Politik: Geht die Refor-
men endlich sozialgerecht und ökologisch an! Versteckt euch nicht hinter vermeint-
lich fehlender Akzeptanz! (lediglich 2,7% sahen übrigens keinen Reformbedarf). 
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Politik an ZukunftsgestaltungZu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert dAart a Weis geschwat, wéi Politik

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der leschter Legislaturperiod hir 
Aarbecht grondsätzlech gutt gemaach a richteg Prioritéiten och fir d’Zukunft 
vun eisem Land gesat. 9,60%

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen 
Zukunftsfroe vun eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz, Biodiversitéit, 
Mobilitéit, Landesplanung), d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik 
misst erëm méi gestalten. 90,40%

Demokratie a Biergerbedeelegung
Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

Regierung an Deputéiert si gewielte Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze 
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill eraschwätze bréngt dat eis net weider. 7,80%

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der Regierung an den Deputéierten 
Décisiounen ze huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an och konkret 
an Entscheedungsprozesser agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen). 50,20%
D’Leit misste méi direkt mat décidéiere kënnen, z.B. duerch verbindlech 
Referenden. 42,00%

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och alt ukléngen, datt Nat

 Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Landschaft muss eng gewë 87,00%
Grad a Krisenzäiten, bei héije Wunnengspräisser, mussen Natur a Lan 13,00%

 

Bereetschaft zur Verännerung
An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen am ekologeschen Int

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet Verännerunge matzemaachen, ma wann et 14,90%
Vill Leit wäre wierklech bereet fir Verännerunge matzemaachen, wa se der Iw 39,50%
D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik net 42,90%
Mer brauche keng déifgräifend Reformen. 2,70%

1. Politik an Zukunftsgestaltung

 Zu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert d'Aart a Weis geschwat, wéi Politik gemaach gëtt. 
Wéi eng vu folgenden 2 Aussoen drot Dir éischter:

9,60%

90,40%

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der
leschter Legislaturperiod hir Aarbecht
grondsätzlech gutt gemaach a richteg
Prioritéiten och fir d’Zukunft vun eisem Land
gesat.

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech
net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun
eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz,
Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung),
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik
misst erëm méi gestalten.

2. Demokratie a Biergerbedeelegung
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42,00%

Regierung an Deputéiert si gewielte
Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill
eraschwätze bréngt dat eis net weider.

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der
Regierung an den Deputéierten Décisiounen ze
huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an
och konkret an Entscheedungsprozesser
agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen).

D’Leit misste méi direkt mat décidéiere
kënnen, z.B. duerch verbindlech Referenden. 

4. Bereetschaft zur Verännerung 

An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen 
am ekologeschen Interessi, déi och Verännerunge fir den Eenzelne géinge mat sech 

bréngen. Wat haalt Dir dovunner?

14,90%

39,50%

42,90%

2,70%

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet
Verännerunge matzemaachen, ma wann et
bis Eescht gëtt, sinn der awer vill nët dermat
d‘accord.

Vill Leit wäre wierklech bereet fir
Verännerunge matzemaachen, wa se der
Iwwerzeegung wären, datt se sozial gerecht
sinn an ekologesch eppes bréngen.

D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten
Aussoen, ma dat soll d’Politik net ofhale
Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen,
déi och sozial gerecht  sinn.

Mer brauche keng déifgräifend Reformen.

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz 
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och 

alt ukléngen, datt Natur- a Landschaftsschutz ze wäit gedriwwe géifen. Wéi eng vu 
folgenden Aussoen drot Dir am meeschten?

87,00%

13,00%  Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur
a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.
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alt ukléngen, datt Natur- a Landschaftsschutz ze wäit gedriwwe géifen. Wéi eng vu 
folgenden Aussoen drot Dir am meeschten?

87,00%

13,00%  Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur
a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.

Politik an ZukunftsgestaltungZu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert dAart a Weis geschwat, wéi Politik

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der leschter Legislaturperiod hir 
Aarbecht grondsätzlech gutt gemaach a richteg Prioritéiten och fir d’Zukunft 
vun eisem Land gesat. 9,60%

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen 
Zukunftsfroe vun eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz, Biodiversitéit, 
Mobilitéit, Landesplanung), d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik 
misst erëm méi gestalten. 90,40%

Demokratie a Biergerbedeelegung
Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

Regierung an Deputéiert si gewielte Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze 
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill eraschwätze bréngt dat eis net weider. 7,80%

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der Regierung an den Deputéierten 
Décisiounen ze huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an och konkret 
an Entscheedungsprozesser agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen). 50,20%
D’Leit misste méi direkt mat décidéiere kënnen, z.B. duerch verbindlech 
Referenden. 42,00%

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och alt ukléngen, datt Nat

 Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Landschaft muss eng gewë 87,00%
Grad a Krisenzäiten, bei héije Wunnengspräisser, mussen Natur a Lan 13,00%

 

Bereetschaft zur Verännerung
An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen am ekologeschen Int

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet Verännerunge matzemaachen, ma wann et 14,90%
Vill Leit wäre wierklech bereet fir Verännerunge matzemaachen, wa se der Iw 39,50%
D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik net 42,90%
Mer brauche keng déifgräifend Reformen. 2,70%

1. Politik an Zukunftsgestaltung

 Zu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert d'Aart a Weis geschwat, wéi Politik gemaach gëtt. 
Wéi eng vu folgenden 2 Aussoen drot Dir éischter:

9,60%

90,40%

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der
leschter Legislaturperiod hir Aarbecht
grondsätzlech gutt gemaach a richteg
Prioritéiten och fir d’Zukunft vun eisem Land
gesat.

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech
net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun
eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz,
Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung),
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik
misst erëm méi gestalten.

2. Demokratie a Biergerbedeelegung
 

Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

7,80%

50,20%

42,00%

Regierung an Deputéiert si gewielte
Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill
eraschwätze bréngt dat eis net weider.

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der
Regierung an den Deputéierten Décisiounen ze
huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an
och konkret an Entscheedungsprozesser
agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen).

D’Leit misste méi direkt mat décidéiere
kënnen, z.B. duerch verbindlech Referenden. 

4. Bereetschaft zur Verännerung 

An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen 
am ekologeschen Interessi, déi och Verännerunge fir den Eenzelne géinge mat sech 

bréngen. Wat haalt Dir dovunner?

14,90%

39,50%

42,90%

2,70%

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet
Verännerunge matzemaachen, ma wann et
bis Eescht gëtt, sinn der awer vill nët dermat
d‘accord.

Vill Leit wäre wierklech bereet fir
Verännerunge matzemaachen, wa se der
Iwwerzeegung wären, datt se sozial gerecht
sinn an ekologesch eppes bréngen.

D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten
Aussoen, ma dat soll d’Politik net ofhale
Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen,
déi och sozial gerecht  sinn.

Mer brauche keng déifgräifend Reformen.

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz 
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och 

alt ukléngen, datt Natur- a Landschaftsschutz ze wäit gedriwwe géifen. Wéi eng vu 
folgenden Aussoen drot Dir am meeschten?

87,00%

13,00%  Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur
a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.

5. Wäerter a Prioritéiten
Als een iewescht Zil vun der Politik gëtt dacks de wirtschaftleche Wuesstem genannt, och elo an de Walen. Wéi 

Dat ass richteg esou, ouni Wuesstem brécht eise System zesummen (Aarbecht 10,90%
Ëmmer méi Wuesstem ass net méiglech, mir solle kucken, eise Sozialsystem z. 81,10%

6. Walthemen
Wéi e Stellewäert solle fir Iech an der neier Legislaturperiod Theme wéi Landesplanung, Landschafts- an Natursc

Déi aktuell Problemer am ekonomeschen a soziale Beräich sinn esou zentral, d 9,00%
Ekologesch Theme solle virun allem dann ugaange ginn, wa se och wirtschaftle 24,40%
 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun esou grousser Bedeitung, och fir da 66,60%

5. Wäerter a Prioritéiten

Als een iewescht Zil vun der Politik gëtt dacks de wirtschaftleche Wuesstem genannt, och 
elo an de Walen. Wéi gesitt Dir dat?
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Dat ass richteg esou, ouni Wuesstem brécht
eise System zesummen (Aarbechtsplazen,
Sozialsystem, Infrastrukturen...).

Ëmmer méi Wuesstem ass net méiglech, mir
solle kucken, eise Sozialsystem z.B. och
anescht ze finanzéieren, dat wat mär hu méi
gerecht verdeelen an aner Wäerter erëm méi
héich halen (wéi Solidaritéit, sozial Kontakter,
gutt Conditiounen op der Aarbecht...)

6. Walthemen 
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Froen?
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Déi aktuell Problemer am ekonomeschen a
soziale Beräich sinn esou zentral, datt déi elo
eng absolut Prioritéit sollen hunn.

Ekologesch Theme solle virun allem dann
ugaange ginn, wa se och wirtschaftlech eppes
bréngen, z.B. Arbechtsplazen duerch Green
Jobs.

 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun
esou grousser Bedeitung, och fir dat wat mer
eise Kanner hannerloossen, si däerfen net
hannert aneren Themen zeréckstoen.
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 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun
esou grousser Bedeitung, och fir dat wat mer
eise Kanner hannerloossen, si däerfen net
hannert aneren Themen zeréckstoen.

Politik an ZukunftsgestaltungZu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert dAart a Weis geschwat, wéi Politik

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der leschter Legislaturperiod hir 
Aarbecht grondsätzlech gutt gemaach a richteg Prioritéiten och fir d’Zukunft 
vun eisem Land gesat. 9,60%

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen 
Zukunftsfroe vun eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz, Biodiversitéit, 
Mobilitéit, Landesplanung), d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik 
misst erëm méi gestalten. 90,40%

Demokratie a Biergerbedeelegung
Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

Regierung an Deputéiert si gewielte Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze 
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill eraschwätze bréngt dat eis net weider. 7,80%

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der Regierung an den Deputéierten 
Décisiounen ze huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an och konkret 
an Entscheedungsprozesser agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen). 50,20%
D’Leit misste méi direkt mat décidéiere kënnen, z.B. duerch verbindlech 
Referenden. 42,00%

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och alt ukléngen, datt Nat

 Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Landschaft muss eng gewë 87,00%
Grad a Krisenzäiten, bei héije Wunnengspräisser, mussen Natur a Lan 13,00%

 

Bereetschaft zur Verännerung
An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen am ekologeschen Int

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet Verännerunge matzemaachen, ma wann et 14,90%
Vill Leit wäre wierklech bereet fir Verännerunge matzemaachen, wa se der Iw 39,50%
D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik net 42,90%
Mer brauche keng déifgräifend Reformen. 2,70%

1. Politik an Zukunftsgestaltung

 Zu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert d'Aart a Weis geschwat, wéi Politik gemaach gëtt. 
Wéi eng vu folgenden 2 Aussoen drot Dir éischter:

9,60%

90,40%

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der
leschter Legislaturperiod hir Aarbecht
grondsätzlech gutt gemaach a richteg
Prioritéiten och fir d’Zukunft vun eisem Land
gesat.

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech
net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun
eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz,
Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung),
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik
misst erëm méi gestalten.

2. Demokratie a Biergerbedeelegung
 

Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 
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decidéieren, wann d‘Bierger do zevill
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Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der
Regierung an den Deputéierten Décisiounen ze
huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an
och konkret an Entscheedungsprozesser
agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen).

D’Leit misste méi direkt mat décidéiere
kënnen, z.B. duerch verbindlech Referenden. 

4. Bereetschaft zur Verännerung 

An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen 
am ekologeschen Interessi, déi och Verännerunge fir den Eenzelne géinge mat sech 

bréngen. Wat haalt Dir dovunner?

14,90%

39,50%

42,90%

2,70%

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet
Verännerunge matzemaachen, ma wann et
bis Eescht gëtt, sinn der awer vill nët dermat
d‘accord.

Vill Leit wäre wierklech bereet fir
Verännerunge matzemaachen, wa se der
Iwwerzeegung wären, datt se sozial gerecht
sinn an ekologesch eppes bréngen.

D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten
Aussoen, ma dat soll d’Politik net ofhale
Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen,
déi och sozial gerecht  sinn.

Mer brauche keng déifgräifend Reformen.
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a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.

Politik an ZukunftsgestaltungZu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert dAart a Weis geschwat, wéi Politik

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der leschter Legislaturperiod hir 
Aarbecht grondsätzlech gutt gemaach a richteg Prioritéiten och fir d’Zukunft 
vun eisem Land gesat. 9,60%

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen 
Zukunftsfroe vun eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz, Biodiversitéit, 
Mobilitéit, Landesplanung), d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik 
misst erëm méi gestalten. 90,40%

Demokratie a Biergerbedeelegung
Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

Regierung an Deputéiert si gewielte Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze 
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill eraschwätze bréngt dat eis net weider. 7,80%

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der Regierung an den Deputéierten 
Décisiounen ze huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an och konkret 
an Entscheedungsprozesser agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen). 50,20%
D’Leit misste méi direkt mat décidéiere kënnen, z.B. duerch verbindlech 
Referenden. 42,00%

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och alt ukléngen, datt Nat

 Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Landschaft muss eng gewë 87,00%
Grad a Krisenzäiten, bei héije Wunnengspräisser, mussen Natur a Lan 13,00%

 

Bereetschaft zur Verännerung
An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen am ekologeschen Int

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet Verännerunge matzemaachen, ma wann et 14,90%
Vill Leit wäre wierklech bereet fir Verännerunge matzemaachen, wa se der Iw 39,50%
D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik net 42,90%
Mer brauche keng déifgräifend Reformen. 2,70%

1. Politik an Zukunftsgestaltung

 Zu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert d'Aart a Weis geschwat, wéi Politik gemaach gëtt. 
Wéi eng vu folgenden 2 Aussoen drot Dir éischter:

9,60%

90,40%

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der
leschter Legislaturperiod hir Aarbecht
grondsätzlech gutt gemaach a richteg
Prioritéiten och fir d’Zukunft vun eisem Land
gesat.

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech
net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun
eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz,
Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung),
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik
misst erëm méi gestalten.

2. Demokratie a Biergerbedeelegung
 

Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

7,80%

50,20%

42,00%

Regierung an Deputéiert si gewielte
Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill
eraschwätze bréngt dat eis net weider.

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der
Regierung an den Deputéierten Décisiounen ze
huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an
och konkret an Entscheedungsprozesser
agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen).

D’Leit misste méi direkt mat décidéiere
kënnen, z.B. duerch verbindlech Referenden. 

4. Bereetschaft zur Verännerung 

An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen 
am ekologeschen Interessi, déi och Verännerunge fir den Eenzelne géinge mat sech 

bréngen. Wat haalt Dir dovunner?

14,90%

39,50%

42,90%

2,70%

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet
Verännerunge matzemaachen, ma wann et
bis Eescht gëtt, sinn der awer vill nët dermat
d‘accord.

Vill Leit wäre wierklech bereet fir
Verännerunge matzemaachen, wa se der
Iwwerzeegung wären, datt se sozial gerecht
sinn an ekologesch eppes bréngen.

D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten
Aussoen, ma dat soll d’Politik net ofhale
Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen,
déi och sozial gerecht  sinn.

Mer brauche keng déifgräifend Reformen.

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz 
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och 

alt ukléngen, datt Natur- a Landschaftsschutz ze wäit gedriwwe géifen. Wéi eng vu 
folgenden Aussoen drot Dir am meeschten?

87,00%

13,00%  Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur
a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.

Politik an ZukunftsgestaltungZu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert dAart a Weis geschwat, wéi Politik

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der leschter Legislaturperiod hir 
Aarbecht grondsätzlech gutt gemaach a richteg Prioritéiten och fir d’Zukunft 
vun eisem Land gesat. 9,60%

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen 
Zukunftsfroe vun eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz, Biodiversitéit, 
Mobilitéit, Landesplanung), d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik 
misst erëm méi gestalten. 90,40%

Demokratie a Biergerbedeelegung
Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

Regierung an Deputéiert si gewielte Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze 
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill eraschwätze bréngt dat eis net weider. 7,80%

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der Regierung an den Deputéierten 
Décisiounen ze huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an och konkret 
an Entscheedungsprozesser agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen). 50,20%
D’Leit misste méi direkt mat décidéiere kënnen, z.B. duerch verbindlech 
Referenden. 42,00%

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och alt ukléngen, datt Nat

 Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Landschaft muss eng gewë 87,00%
Grad a Krisenzäiten, bei héije Wunnengspräisser, mussen Natur a Lan 13,00%

 

Bereetschaft zur Verännerung
An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen am ekologeschen Int

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet Verännerunge matzemaachen, ma wann et 14,90%
Vill Leit wäre wierklech bereet fir Verännerunge matzemaachen, wa se der Iw 39,50%
D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik net 42,90%
Mer brauche keng déifgräifend Reformen. 2,70%

1. Politik an Zukunftsgestaltung

 Zu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert d'Aart a Weis geschwat, wéi Politik gemaach gëtt. 
Wéi eng vu folgenden 2 Aussoen drot Dir éischter:

9,60%

90,40%

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der
leschter Legislaturperiod hir Aarbecht
grondsätzlech gutt gemaach a richteg
Prioritéiten och fir d’Zukunft vun eisem Land
gesat.

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech
net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun
eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz,
Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung),
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik
misst erëm méi gestalten.

2. Demokratie a Biergerbedeelegung
 

Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

7,80%

50,20%

42,00%

Regierung an Deputéiert si gewielte
Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill
eraschwätze bréngt dat eis net weider.

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der
Regierung an den Deputéierten Décisiounen ze
huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an
och konkret an Entscheedungsprozesser
agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen).

D’Leit misste méi direkt mat décidéiere
kënnen, z.B. duerch verbindlech Referenden. 

4. Bereetschaft zur Verännerung 

An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen 
am ekologeschen Interessi, déi och Verännerunge fir den Eenzelne géinge mat sech 

bréngen. Wat haalt Dir dovunner?

14,90%

39,50%

42,90%

2,70%

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet
Verännerunge matzemaachen, ma wann et
bis Eescht gëtt, sinn der awer vill nët dermat
d‘accord.

Vill Leit wäre wierklech bereet fir
Verännerunge matzemaachen, wa se der
Iwwerzeegung wären, datt se sozial gerecht
sinn an ekologesch eppes bréngen.

D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten
Aussoen, ma dat soll d’Politik net ofhale
Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen,
déi och sozial gerecht  sinn.

Mer brauche keng déifgräifend Reformen.

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz 
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och 

alt ukléngen, datt Natur- a Landschaftsschutz ze wäit gedriwwe géifen. Wéi eng vu 
folgenden Aussoen drot Dir am meeschten?

87,00%

13,00%  Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur
a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.

Politik an ZukunftsgestaltungZu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert dAart a Weis geschwat, wéi Politik

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der leschter Legislaturperiod hir 
Aarbecht grondsätzlech gutt gemaach a richteg Prioritéiten och fir d’Zukunft 
vun eisem Land gesat. 9,60%

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech net genuch mat zentralen 
Zukunftsfroe vun eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz, Biodiversitéit, 
Mobilitéit, Landesplanung), d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik 
misst erëm méi gestalten. 90,40%

Demokratie a Biergerbedeelegung
Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

Regierung an Deputéiert si gewielte Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze 
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill eraschwätze bréngt dat eis net weider. 7,80%

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der Regierung an den Deputéierten 
Décisiounen ze huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an och konkret 
an Entscheedungsprozesser agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen). 50,20%
D’Leit misste méi direkt mat décidéiere kënnen, z.B. duerch verbindlech 
Referenden. 42,00%

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och alt ukléngen, datt Nat

 Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur a Landschaft muss eng gewë 87,00%
Grad a Krisenzäiten, bei héije Wunnengspräisser, mussen Natur a Lan 13,00%

 

Bereetschaft zur Verännerung
An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen am ekologeschen Int

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet Verännerunge matzemaachen, ma wann et 14,90%
Vill Leit wäre wierklech bereet fir Verännerunge matzemaachen, wa se der Iw 39,50%
D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten Aussoen, ma dat soll d’Politik net 42,90%
Mer brauche keng déifgräifend Reformen. 2,70%

1. Politik an Zukunftsgestaltung

 Zu Lëtzebuerg gëtt am Ablack vill iwwert d'Aart a Weis geschwat, wéi Politik gemaach gëtt. 
Wéi eng vu folgenden 2 Aussoen drot Dir éischter:

9,60%

90,40%

  D‘Regierung an d'Chamber hunn an der
leschter Legislaturperiod hir Aarbecht
grondsätzlech gutt gemaach a richteg
Prioritéiten och fir d’Zukunft vun eisem Land
gesat.

Mir hunn e Problem an der Politik, datt sech
net genuch mat zentralen Zukunftsfroe vun
eisem Land ofgi gëtt (z.B. Klimaschutz,
Biodiversitéit, Mobilitéit, Landesplanung),
d’Politik sech zevill am Alldag verléiert - Politik
misst erëm méi gestalten.

2. Demokratie a Biergerbedeelegung
 

Wéi enger vu folgenden Aussoen zur Politik stëmmt Dir am meeschten zou? 

7,80%

50,20%

42,00%

Regierung an Deputéiert si gewielte
Volleksvertrieder, et ass un hinnen ze
decidéieren, wann d‘Bierger do zevill
eraschwätze bréngt dat eis net weider.

Als gewielte Volleksvertrieder ass et un der
Regierung an den Deputéierten Décisiounen ze
huelen, ma d’Leit misste besser informéiert an
och konkret an Entscheedungsprozesser
agebonne ginn (z.B. och a Biergerforen).

D’Leit misste méi direkt mat décidéiere
kënnen, z.B. duerch verbindlech Referenden. 

4. Bereetschaft zur Verännerung 

An Ëmfroe kënnt eraus, datt eng grouss Majoritéit vun de Leit d'accord wär mat Reformen 
am ekologeschen Interessi, déi och Verännerunge fir den Eenzelne géinge mat sech 

bréngen. Wat haalt Dir dovunner?

14,90%

39,50%

42,90%

2,70%

Vill Leit soen zwar, si wäre bereet
Verännerunge matzemaachen, ma wann et
bis Eescht gëtt, sinn der awer vill nët dermat
d‘accord.

Vill Leit wäre wierklech bereet fir
Verännerunge matzemaachen, wa se der
Iwwerzeegung wären, datt se sozial gerecht
sinn an ekologesch eppes bréngen.

D’Wourecht läit tëschent den zwou éischten
Aussoen, ma dat soll d’Politik net ofhale
Reformen aus ekologescher Siicht unzegoen,
déi och sozial gerecht  sinn.

Mer brauche keng déifgräifend Reformen.

Stellewäert vun Natur- a Landschaftsschutz 
Wa sech zu Lëtzebuerg beschwéiert gëtt iwwert Décisiounen/Prozeduren, loosse Leit och 

alt ukléngen, datt Natur- a Landschaftsschutz ze wäit gedriwwe géifen. Wéi eng vu 
folgenden Aussoen drot Dir am meeschten?

87,00%

13,00%  Biodiversitéit, den Erhalt vun eiser Natur
a Landschaft muss eng gewëss Prioritéit
hunn, mir hannerloosse si jo eise Kanner.
Fir mech heescht dat, datt - je nodeem -
bestëmmte Projeten net oder anescht /
op enger anerer Plaz musse gemaach
ginn.

Grad a Krisenzäiten, bei héije
Wunnengspräisser, mussen Natur a
Landschaft och emol zeréckstoen, et soll
een domatt nët iwwerdreiwen.

5. Wäerter a Prioritéiten
Als een iewescht Zil vun der Politik gëtt dacks de wirtschaftleche Wuesstem genannt, och elo an de Walen. Wéi 

Dat ass richteg esou, ouni Wuesstem brécht eise System zesummen (Aarbecht 10,90%
Ëmmer méi Wuesstem ass net méiglech, mir solle kucken, eise Sozialsystem z. 81,10%

6. Walthemen
Wéi e Stellewäert solle fir Iech an der neier Legislaturperiod Theme wéi Landesplanung, Landschafts- an Natursc

Déi aktuell Problemer am ekonomeschen a soziale Beräich sinn esou zentral, d 9,00%
Ekologesch Theme solle virun allem dann ugaange ginn, wa se och wirtschaftle 24,40%
 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun esou grousser Bedeitung, och fir da 66,60%

5. Wäerter a Prioritéiten

Als een iewescht Zil vun der Politik gëtt dacks de wirtschaftleche Wuesstem genannt, och 
elo an de Walen. Wéi gesitt Dir dat?

10,90%

81,10%

Dat ass richteg esou, ouni Wuesstem brécht
eise System zesummen (Aarbechtsplazen,
Sozialsystem, Infrastrukturen...).

Ëmmer méi Wuesstem ass net méiglech, mir
solle kucken, eise Sozialsystem z.B. och
anescht ze finanzéieren, dat wat mär hu méi
gerecht verdeelen an aner Wäerter erëm méi
héich halen (wéi Solidaritéit, sozial Kontakter,
gutt Conditiounen op der Aarbecht...)

6. Walthemen 

Wéi e Stellewäert solle fir Iech an der neier Legislaturperiod Theme wéi Landesplanung, 
Landschafts- an Naturschutz, ëffentlechen Transport asw. kréien, par rapport zu anere 

Froen?

9,00%

24,40%

66,60%

Déi aktuell Problemer am ekonomeschen a
soziale Beräich sinn esou zentral, datt déi elo
eng absolut Prioritéit sollen hunn.

Ekologesch Theme solle virun allem dann
ugaange ginn, wa se och wirtschaftlech eppes
bréngen, z.B. Arbechtsplazen duerch Green
Jobs.

 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun
esou grousser Bedeitung, och fir dat wat mer
eise Kanner hannerloossen, si däerfen net
hannert aneren Themen zeréckstoen.

5. Wäerter a Prioritéiten
Als een iewescht Zil vun der Politik gëtt dacks de wirtschaftleche Wuesstem genannt, och elo an de Walen. Wéi 

Dat ass richteg esou, ouni Wuesstem brécht eise System zesummen (Aarbecht 10,90%
Ëmmer méi Wuesstem ass net méiglech, mir solle kucken, eise Sozialsystem z. 81,10%

6. Walthemen
Wéi e Stellewäert solle fir Iech an der neier Legislaturperiod Theme wéi Landesplanung, Landschafts- an Natursc

Déi aktuell Problemer am ekonomeschen a soziale Beräich sinn esou zentral, d 9,00%
Ekologesch Theme solle virun allem dann ugaange ginn, wa se och wirtschaftle 24,40%
 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun esou grousser Bedeitung, och fir da 66,60%

5. Wäerter a Prioritéiten

Als een iewescht Zil vun der Politik gëtt dacks de wirtschaftleche Wuesstem genannt, och 
elo an de Walen. Wéi gesitt Dir dat?

10,90%

81,10%

Dat ass richteg esou, ouni Wuesstem brécht
eise System zesummen (Aarbechtsplazen,
Sozialsystem, Infrastrukturen...).

Ëmmer méi Wuesstem ass net méiglech, mir
solle kucken, eise Sozialsystem z.B. och
anescht ze finanzéieren, dat wat mär hu méi
gerecht verdeelen an aner Wäerter erëm méi
héich halen (wéi Solidaritéit, sozial Kontakter,
gutt Conditiounen op der Aarbecht...)

6. Walthemen 

Wéi e Stellewäert solle fir Iech an der neier Legislaturperiod Theme wéi Landesplanung, 
Landschafts- an Naturschutz, ëffentlechen Transport asw. kréien, par rapport zu anere 

Froen?

9,00%

24,40%

66,60%

Déi aktuell Problemer am ekonomeschen a
soziale Beräich sinn esou zentral, datt déi elo
eng absolut Prioritéit sollen hunn.

Ekologesch Theme solle virun allem dann
ugaange ginn, wa se och wirtschaftlech eppes
bréngen, z.B. Arbechtsplazen duerch Green
Jobs.

 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun
esou grousser Bedeitung, och fir dat wat mer
eise Kanner hannerloossen, si däerfen net
hannert aneren Themen zeréckstoen.

5. Wäerter a Prioritéiten
Als een iewescht Zil vun der Politik gëtt dacks de wirtschaftleche Wuesstem genannt, och elo an de Walen. Wéi 

Dat ass richteg esou, ouni Wuesstem brécht eise System zesummen (Aarbecht 10,90%
Ëmmer méi Wuesstem ass net méiglech, mir solle kucken, eise Sozialsystem z. 81,10%

6. Walthemen
Wéi e Stellewäert solle fir Iech an der neier Legislaturperiod Theme wéi Landesplanung, Landschafts- an Natursc

Déi aktuell Problemer am ekonomeschen a soziale Beräich sinn esou zentral, d 9,00%
Ekologesch Theme solle virun allem dann ugaange ginn, wa se och wirtschaftle 24,40%
 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun esou grousser Bedeitung, och fir da 66,60%

5. Wäerter a Prioritéiten

Als een iewescht Zil vun der Politik gëtt dacks de wirtschaftleche Wuesstem genannt, och 
elo an de Walen. Wéi gesitt Dir dat?

10,90%

81,10%

Dat ass richteg esou, ouni Wuesstem brécht
eise System zesummen (Aarbechtsplazen,
Sozialsystem, Infrastrukturen...).

Ëmmer méi Wuesstem ass net méiglech, mir
solle kucken, eise Sozialsystem z.B. och
anescht ze finanzéieren, dat wat mär hu méi
gerecht verdeelen an aner Wäerter erëm méi
héich halen (wéi Solidaritéit, sozial Kontakter,
gutt Conditiounen op der Aarbecht...)

6. Walthemen 

Wéi e Stellewäert solle fir Iech an der neier Legislaturperiod Theme wéi Landesplanung, 
Landschafts- an Naturschutz, ëffentlechen Transport asw. kréien, par rapport zu anere 

Froen?

9,00%

24,40%

66,60%

Déi aktuell Problemer am ekonomeschen a
soziale Beräich sinn esou zentral, datt déi elo
eng absolut Prioritéit sollen hunn.

Ekologesch Theme solle virun allem dann
ugaange ginn, wa se och wirtschaftlech eppes
bréngen, z.B. Arbechtsplazen duerch Green
Jobs.

 Ëmwelt- a landesplaneresch Froen si  vun
esou grousser Bedeitung, och fir dat wat mer
eise Kanner hannerloossen, si däerfen net
hannert aneren Themen zeréckstoen.

Mouvement Ecologique a.s.b.l. Herausgeber

4, rue Vauban 
L-2663 Luxembourg/Pfaffenthal 

Tel.: 43 90 30-1 
Fax: 43 90 30-43

Mail: meco@oeko.lu 
www.oeko.lu

Im
pr

im
er

ie
 Li

nd
en

, L
ux

em
bo

ur
g

oekozenter

kollafestival – nachhaltig und bewusst 
leben

Vom 26. bis 28. Juli fand in Steinfort das erste Kollafestival statt, 
mit dem Ziel den Besuchern alternative Konsumideen, regionale 
Kultur und regionales Essen näher zu bringen. Die Stiftung Oeko- 
fonds unterstützte diese Initiative, die versucht jungen Leu-
ten Antworten auf Fragen rund um das Thema Nachhaltigkeit 
und Konsum zu geben. Die zahlreichen Aktivitäten fanden trotz 
bescheidenen Wetters großen Zuspruch, wie beispielsweise 
Kunstausstellungen, Marktstände, Konzerte, Jam Sessions, Open 
Stage, Do-it-yourself-Workshops, Spoken Word Shows, Debat-
ten, Kleider- und Medientausch.

Ziel der Organisatoren war es, Raum zu schaffen für eine nach-
haltigere und bewusstere Lebensweise sowie zukunftsorien-
tierte Alternativen zu Verschwendung, Wegwerfmentalität und 
Überfluss aufzuzeigen.

Der Verein Kolla wird auch auf der Oekofoire vom 27. bis 29. 
September 2013 Workshops anbieten! Mehr Informationen: 
http://kollafestival.wordpress.com/ 

nachhaltigkeit bei Veranstaltungen:   
es tut sich was in Luxemburg!
die umweltberatung des oekozenter pafendall stand mit seinen zwei umweltberaterinnen  
katrin Hüsken und myriam Schiltz einigen Veranstaltungsorganisatoren beratend zur Seite, um ihre 
events auch mit einfachen mitteln nachhaltig zu gestalten.

escher kulturlaf: Sport, kultur und umwelt

Mit 1732 Teilnehmern im Jahr 2012 und vielen Zuschauern über-
nehmen die Veranstalter des „Escher Kulturlaf“ eine Vorbildfunk-
tion in der nachhaltigen Organisation von Sportveranstaltungen 
in Luxemburg. Sie haben es sich zum Ziel gesetzt, in den kom-
menden Jahren kontinuierlich ihre Umweltinitiativen zu erwei-
tern und zu verbessern und nahmen hierfür eine Erstberatung 
des Oekozenter Pafendall in Anspruch.

Am 7. September fand die diesjährige Ausgabe statt. Bereits 
in diesem Jahr wurden die meisten Speisen aus Bio-Produkten 
hergestellt und ein Bio-VIP Catering organisiert. Überdies leg-
ten die Veranstalter großen Wert auf die Verwendung von Strom 
aus regenerativen Quellen, Müllreduktion und Mülltrennung, den 
Gebrauch von recycelbaren oder biologisch-abbaubaren Mate- 
rialien/Produkten sowie auf die Förderung der Anreise mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln.

Im kommenden Jahr sollen dann weitere Initiativen in Sachen 
Nachhaltigkeit folgen. Mehr Informationen unter www.kulturlaf.lu. 

„nuits des lampions“: ein Lichtspektakel 
mit nachhaltiger ausrichtung

Die «Nuit des lampions» wird am 21. September 2013 wieder 
zahlreiche BesucherInnen in die Jardins de Wiltz locken und mit 
einem Lichtspektakel der besonderen Art verzaubern. 

„Coopérations Entreprises Socioculturelles“ als Veranstalter set-
zen dabei neue Maßstäbe in Sachen Green Outdoor-Events in 
Luxemburg. 

Mit großem Erfolg wurden bereits 2012 vielfältige Maßnahmen 
für Umwelt- und Klimaschutz umgesetzt – dieses Jahr werden 
diese noch weiter ausgebaut. Die BesucherInnen erwartet ein 
attraktives Mobilitätskonzept, den „Train des lampions“, der sie 
über die Schienen zum Festival und auch wieder nach Hause 
bringt.  Die Zugfahrt soll, so die Organisatoren, bereits Teil des 
Festivalprogramms sein und die Besucher in Festivalstimmung 
bringen. Lassen Sie sich überraschen! Das gastronomische Ange-
bot erfreut den Gaumen auch dieses Jahr wieder mit vielen regio- 
nalen und auch Bio- sowie Fairtrade-Produkten. Der Veranstal-
ter wird das Angebot an Mehrweggeschirr ausbauen und auch 
vermehrt auf Abfallvermeidung setzen. Und schließlich werden 
die mit LED-Leuchten bestückten Lampions, natürlich aus aus-
schließlich echtem Grünen Strom gespeist, für eine zauberhafte 
Stimmung sorgen.   

Zur Gestaltung des Klimapaktes trägt die Einführung des auf 
Luxemburg angepassten European Energy Award (eea) – eines 
Qualitätsmanagementsystems für Kommunen in der Energie- 
und Klimaschutzpolitik – bei. Jede teilnehmende Gemeinde ver-
pflichtet sich das Qualitätsmanagementsystem umzusetzen, als 
Gegenleistung für eine finanzielle und technische Unterstützung 
des Staates. Die gegenseitige Verpflichtung wird in einer Kon-
vention zwischen Staat und Gemeinde festgehalten, welche bis 
2020 gelten soll.

Der eea ist ein von Gemeinden entwickeltes, pragmatisches und 
umfassendes Instrument, das die jeweilige Gemeinde über ver-
schiedene Stufen zu einer nachhaltigen Energie-, Verkehrs-, Kli-
ma- und Umweltpolitik führt. Er umfaßt rund 80 Maßnahmen in 

klimapakt – Gemeinden engagieren sich für 
mehr klimaschutz
im Juli 2009 führte die Luxemburger regierung in ihrer regierungserklärung einen pakt zwischen Staat 
und Gemeinden im bereich des klimaschutzes als priorität auf. im zweiten nationalen energieeffizienz-
plan für Luxemburg im September 2011 wurden die details des sogenannten klimapakts ein erstes mal 
der Öffentlichkeit vorgestellt.

6 Bereichen: Entwicklungsplanung und Raumordnung, kommu-
nale Gebäude und Anlagen, Versorgung und Entsorgung, Mobili-
tät, interne Organisation sowie Kommunikation und Kooperation. 
Ein erheblicher Anteil dieser Maßnahmen trägt zu einer Verbes-
serung der Energieeffizienz auf dem Gebiet der Gemeinde bei.

Motor dieses Prozesses ist das Klimateam. Es besteht aus einem 
Klimaberater und kommunalen Vertretern aus Politik, Verwal-
tung, kommunalen Kommissionen, Experten, lokalen Unterneh-
men und/oder Bürgern. Die Mitglieder werden von der Gemeinde 
genannt. Der Klimaberater leitet und begleitet das Team und wird 
dabei von den kommunalen Vertretern unterstützt. Die Gemeinde 
hat dabei die freie Wahl auf einen externen Klimaberater zuzu-
greifen oder aber einen internen Klimaberater zu ernennen, res-

pektive einzustellen, welcher die Qualifikationen für die Durch-
führung des eea Prozesses aufweisen kann.

Mit zwei qualifizierten Klimaberatern setzt das Oekozenter Pa-
fendall seine langjährigen Erfahrungen im Klimaschutz für Ge-
meinden ein. Monique Leffin, Koordination “EcoLabel” und Mit-
arbeiterin bei der Koordination des “Klima-Bündnis Lëtzebuerg”, 
leitet die Klimateams in den Gemeinden Niederanven, Sandweiler 
und Schüttringen. Thierry Lagoda, Projektleiter des Internetpor-
tals „Oekotopten.lu“ ist als Klimaberater in den Gemeinden Con-
tern, Kehlen und Weiler-là-Tour tätig.

Kontakt:

Monique Leffin, Gesamtkoordination EcoLabel
Beratung und Information der Betriebe
monique.leffin@oeko.lu - Tel.: 439030-27, Fax: 439030-43

Thierry Lagoda, Projektleiter Oekotopten.lu
thierry.lagoda@oeko.lu - Tel.: 439030-46, Fax: 439030-43
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kollafestival – nachhaltig und bewusst 
leben

Vom 26. bis 28. Juli fand in Steinfort das erste Kollafestival statt, 
mit dem Ziel den Besuchern alternative Konsumideen, regionale 
Kultur und regionales Essen näher zu bringen. Die Stiftung Oeko- 
fonds unterstützte diese Initiative, die versucht jungen Leu-
ten Antworten auf Fragen rund um das Thema Nachhaltigkeit 
und Konsum zu geben. Die zahlreichen Aktivitäten fanden trotz 
bescheidenen Wetters großen Zuspruch, wie beispielsweise 
Kunstausstellungen, Marktstände, Konzerte, Jam Sessions, Open 
Stage, Do-it-yourself-Workshops, Spoken Word Shows, Debat-
ten, Kleider- und Medientausch.

Ziel der Organisatoren war es, Raum zu schaffen für eine nach-
haltigere und bewusstere Lebensweise sowie zukunftsorien-
tierte Alternativen zu Verschwendung, Wegwerfmentalität und 
Überfluss aufzuzeigen.

Der Verein Kolla wird auch auf der Oekofoire vom 27. bis 29. 
September 2013 Workshops anbieten! Mehr Informationen: 
http://kollafestival.wordpress.com/ 

nachhaltigkeit bei Veranstaltungen:   
es tut sich was in Luxemburg!
die umweltberatung des oekozenter pafendall stand mit seinen zwei umweltberaterinnen  
katrin Hüsken und myriam Schiltz einigen Veranstaltungsorganisatoren beratend zur Seite, um ihre 
events auch mit einfachen mitteln nachhaltig zu gestalten.

escher kulturlaf: Sport, kultur und umwelt

Mit 1732 Teilnehmern im Jahr 2012 und vielen Zuschauern über-
nehmen die Veranstalter des „Escher Kulturlaf“ eine Vorbildfunk-
tion in der nachhaltigen Organisation von Sportveranstaltungen 
in Luxemburg. Sie haben es sich zum Ziel gesetzt, in den kom-
menden Jahren kontinuierlich ihre Umweltinitiativen zu erwei-
tern und zu verbessern und nahmen hierfür eine Erstberatung 
des Oekozenter Pafendall in Anspruch.

Am 7. September fand die diesjährige Ausgabe statt. Bereits 
in diesem Jahr wurden die meisten Speisen aus Bio-Produkten 
hergestellt und ein Bio-VIP Catering organisiert. Überdies leg-
ten die Veranstalter großen Wert auf die Verwendung von Strom 
aus regenerativen Quellen, Müllreduktion und Mülltrennung, den 
Gebrauch von recycelbaren oder biologisch-abbaubaren Mate- 
rialien/Produkten sowie auf die Förderung der Anreise mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln.

Im kommenden Jahr sollen dann weitere Initiativen in Sachen 
Nachhaltigkeit folgen. Mehr Informationen unter www.kulturlaf.lu. 

„nuits des lampions“: ein Lichtspektakel 
mit nachhaltiger ausrichtung

Die «Nuit des lampions» wird am 21. September 2013 wieder 
zahlreiche BesucherInnen in die Jardins de Wiltz locken und mit 
einem Lichtspektakel der besonderen Art verzaubern. 

„Coopérations Entreprises Socioculturelles“ als Veranstalter set-
zen dabei neue Maßstäbe in Sachen Green Outdoor-Events in 
Luxemburg. 

Mit großem Erfolg wurden bereits 2012 vielfältige Maßnahmen 
für Umwelt- und Klimaschutz umgesetzt – dieses Jahr werden 
diese noch weiter ausgebaut. Die BesucherInnen erwartet ein 
attraktives Mobilitätskonzept, den „Train des lampions“, der sie 
über die Schienen zum Festival und auch wieder nach Hause 
bringt.  Die Zugfahrt soll, so die Organisatoren, bereits Teil des 
Festivalprogramms sein und die Besucher in Festivalstimmung 
bringen. Lassen Sie sich überraschen! Das gastronomische Ange-
bot erfreut den Gaumen auch dieses Jahr wieder mit vielen regio- 
nalen und auch Bio- sowie Fairtrade-Produkten. Der Veranstal-
ter wird das Angebot an Mehrweggeschirr ausbauen und auch 
vermehrt auf Abfallvermeidung setzen. Und schließlich werden 
die mit LED-Leuchten bestückten Lampions, natürlich aus aus-
schließlich echtem Grünen Strom gespeist, für eine zauberhafte 
Stimmung sorgen.   

Zur Gestaltung des Klimapaktes trägt die Einführung des auf 
Luxemburg angepassten European Energy Award (eea) – eines 
Qualitätsmanagementsystems für Kommunen in der Energie- 
und Klimaschutzpolitik – bei. Jede teilnehmende Gemeinde ver-
pflichtet sich das Qualitätsmanagementsystem umzusetzen, als 
Gegenleistung für eine finanzielle und technische Unterstützung 
des Staates. Die gegenseitige Verpflichtung wird in einer Kon-
vention zwischen Staat und Gemeinde festgehalten, welche bis 
2020 gelten soll.

Der eea ist ein von Gemeinden entwickeltes, pragmatisches und 
umfassendes Instrument, das die jeweilige Gemeinde über ver-
schiedene Stufen zu einer nachhaltigen Energie-, Verkehrs-, Kli-
ma- und Umweltpolitik führt. Er umfaßt rund 80 Maßnahmen in 

klimapakt – Gemeinden engagieren sich für 
mehr klimaschutz
im Juli 2009 führte die Luxemburger regierung in ihrer regierungserklärung einen pakt zwischen Staat 
und Gemeinden im bereich des klimaschutzes als priorität auf. im zweiten nationalen energieeffizienz-
plan für Luxemburg im September 2011 wurden die details des sogenannten klimapakts ein erstes mal 
der Öffentlichkeit vorgestellt.

6 Bereichen: Entwicklungsplanung und Raumordnung, kommu-
nale Gebäude und Anlagen, Versorgung und Entsorgung, Mobili-
tät, interne Organisation sowie Kommunikation und Kooperation. 
Ein erheblicher Anteil dieser Maßnahmen trägt zu einer Verbes-
serung der Energieeffizienz auf dem Gebiet der Gemeinde bei.

Motor dieses Prozesses ist das Klimateam. Es besteht aus einem 
Klimaberater und kommunalen Vertretern aus Politik, Verwal-
tung, kommunalen Kommissionen, Experten, lokalen Unterneh-
men und/oder Bürgern. Die Mitglieder werden von der Gemeinde 
genannt. Der Klimaberater leitet und begleitet das Team und wird 
dabei von den kommunalen Vertretern unterstützt. Die Gemeinde 
hat dabei die freie Wahl auf einen externen Klimaberater zuzu-
greifen oder aber einen internen Klimaberater zu ernennen, res-

pektive einzustellen, welcher die Qualifikationen für die Durch-
führung des eea Prozesses aufweisen kann.

Mit zwei qualifizierten Klimaberatern setzt das Oekozenter Pa-
fendall seine langjährigen Erfahrungen im Klimaschutz für Ge-
meinden ein. Monique Leffin, Koordination “EcoLabel” und Mit-
arbeiterin bei der Koordination des “Klima-Bündnis Lëtzebuerg”, 
leitet die Klimateams in den Gemeinden Niederanven, Sandweiler 
und Schüttringen. Thierry Lagoda, Projektleiter des Internetpor-
tals „Oekotopten.lu“ ist als Klimaberater in den Gemeinden Con-
tern, Kehlen und Weiler-là-Tour tätig.

Kontakt:

Monique Leffin, Gesamtkoordination EcoLabel
Beratung und Information der Betriebe
monique.leffin@oeko.lu - Tel.: 439030-27, Fax: 439030-43

Thierry Lagoda, Projektleiter Oekotopten.lu
thierry.lagoda@oeko.lu - Tel.: 439030-46, Fax: 439030-43
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wou mat Passioun géinge matschwätzen. D’Debatt vun der 
Valeur vu guddem Liewen a wat vläit politesch misst an-
escht lafen! Eng leidenschaftlech Debatt, wou een vleit och 
erem méi Jonker motivéiert kritt. Et sinn och op der Foire 
nei sozial Initiativen, déi ausdrécken, datt ëmmer méi Leit 
de Modell hannerfroen, a méi op dat sozialt, de Mateneen 
wéi de Konsum setzen. Ass et naiv? Vläit e bessjen. Ma 
desto méi richteg!

 
Akzeptanz fir aner gesellschaftlech Werter

Ma natierlech ass d’Fro legitim wou och mäer als Mou-
vement an der läscht verstäerkt gestallt kréien: ass eis Ge-
sellschaft, sinn d‘Leit bereet fir dien Opbroch an eng nohal-
teg Gesellschaft? Besteet d’Chance vun enger Akzeptanz? 
D’Leit hu jo a rezenten Emfroen als dringende Problem vun 
der Politik d’Aarbechtsplazen, de Logement an d‘Pensi-
ounsproblematik asw méi heefeg genannt wéi Ekologi. As 
dat e Problem? Ma guer net! Wann dir Leit frot, wat hin-
ne wichteg ass, da nenne si wat hinnen am Ablack uewe 
läit. Och wann ech de Klimaschutz an alles als essentiell 
befannen… dat kuerzfristegt gëtt als éischt genannt! Dat 
ass nëmme mënschlech. Doraus d’Conclusioun ze zeien, 
et wäer manner wichteg, wäer absolut falsch! Wann een 
d’Froestellung scho liicht verännert a bewosst déi Lang-
fristdimensioun méi eran hellt: dann ass eng ganz héich 
Apzektanz fir d’Ugoë vu Langfristfroen! Do gëtt et och am 
internationalen X-Emfroen. Et besteet en heicht Bewosst-
sin fir d’Noutwendegkeet vun engem Wiessel! 

Kommt mer notzen d’Zäiten a setzen déi richteg Akzen-
ter! Mäer stellen eis de Grondfroën, Grondchoixen.. am 
Intéret vun de nächste Generatiounen… an och eis. Wa 
mäer elo net an Zäite vun Embroch Léisungen fannen, 
déi laangfristeg Bestand hunn, da wäerte mäer kee sta-
bile Gesellschafts- a Wirtschaftsmodell hunn, ma an déi 
nächst Kris rutschen.

 
fir eng nohalteg Siedlungsentwécklung

D’Iddi fir mam Opmaache vun de Bauperimetere eng Léi-
sung vum Wunnengsbauproblem ze fannen huet fir heich 
Wëlle gesuergt. Lassgeléist dervun op dat effektiv gelénge 

géing, wat mäer net mengen, sting esou eng Politik an dia-
metraler Oppositioun zu aneren Regierungszieler an zentra-
len Zieler vun der nohalteger Entwécklung: Stopp der Zer-
siedlung, Schutz vu Buedem, Erhalt vu Natur a Landschaft, 
kohärent Entwécklung vun eisen Uertschaften. An et ass 
wuel dowéinst, firwat esou vill Leit esou opbruet wuaren: 
den Dossier steet och symbolesch derfir, datt mäer ALL Ent-
scheedung en vue vu enger kohärenter Nohaltegkeetsdém-
arche musse gesinn. An datt mäer amplaz vu vermeintlech 
einfache Léisungen vu fréier (déi Problemer just verlage-
ren...), méi an de Fong musse goen a net ëmmer Nohalteg-
keetszieler dem Alldagspragmatismus afferen däerfen. 

 
Mäer welle kee grousse Nohaltegkeets- an 
infrastrukturministère méi.

E wuar als Struktur en Echec. Firwat? Ma wëll e banalement 
ze grouss wuar, wëll d’Integratioun vun Nohaltegkeet an 
de ganze Ministère net genuch gelongen ass, wëll d’Stëmm 
vun der Ekologi awer u Stellewärt verléiert wa se an engem 
grousse Ministère just ee kléngen Deel ass, wëll ganz banal 
och eng Chamberkommissioun iwwerfuerdert war. De Mi-
nistère war en échec well dem Thema vun der Nohaltegkeet 
en eegestännege Ministere zousteet! Mäer kloen eng Kom-
petenzbündelung an déi sënnvoll ass, nohalteg Entwéck-
lung, Klima, Energie, Ëmwelt an engem ërem eegestännege 
Ministère! Esou gutt mäer mat engem delegéierten Minister 
Marco Schank schwätze konnten an eng Rei Demarche vun 
him geschätzt hunn, esou problematesch wuar eist Verhält-
nis mam Minister selwer. Datt hien net méi op eis Ouver-
ture kënnt well e soi-disant aner Verpflichtungen hätt - och 
wann hien eis alles guddes wënscht -, wa mäer via Affe-
kot bei him Äntwerten op normal Bréiwer akloen hu mus-
sen, ass sécherlech engem gudde Verständnis tëscht enger 
ONG a sengem Ministère de tutelle net förderlech. Duerfir: 
mäer brauchen nees ee Minister wou zur der Cause steet 
a net an Dossieren ënnerschiddlech Rollen vertriede muss! 

Simplification administrative  net op käschten 
vun ëkologeschen a sozialen Acquisën

Mäer wäerten als Meco an 1-2 Woche konkret Propose 
maachen, ma elo awer schonn e puer Wuert. Datt Pro-

zeduren ze laang sinn zu Lëtzebuerg, do ass Konsens. 
Datt et ze laang dauert asw. asf. och. Ma wat elo deel-
weis ugeduet gëtt, datt deelweis gemaach gëtt wéi wann 
d’Ekologi oder d’Leit de Problem wäeren ass wierklech 
net zoulässeg. An et kann een och net beéides soen: datt 
Leit solle méi agebonnen ginn an an dësem Dossier paral- 
lel hier Rechter sollen agegrenzt… Ech wëll bewosst 
Kloertext schwätzen, och wann et zeréckgekuckt ass.  
Et wuaren net déi ominéis Mécken a Päiperleken wou e 
Problem wuaren bei enger Industriezon zu Péiteng, et wuar 
wëll do 2 Ministèren net den Telefon an d’Hand geholl a 
gekuckt hunn, datt den Dossier viru geet. Den Dossier gouf 
ganz einfach verschleeft. De Funktionnement vun den In-
stitutiounen, vum Staat ass de Problem! Net eng Mécken-
art! Zu Beetebuerg koum de Projet vum Logistikzenter net 
séier genuch virun: et wuar och do kéng Prozedur, ma et 
wuar ënner anerem well e Wirtschaftsminister eng juris-
tesch Etude an Optrag ginn hat, wou 6 Méint gedauert 
a bestëmmt jet kascht huet, an däer gekuckt gouf wéi e 
Prozeduren kann emgoën. An der Zäit vun der Etude wäer 
d’Prozedur laang duerchgelaaf gewiecht. Wëll en plus wat 
huet d’Etude erginn: d’Prozedure mussen agehale ginn, 
och wéinst EU-Virgaben! Firwat ech dat esou bestëmmt 
soen? Ma well et net ka sinn mam Fanger op déi falsch 
ze weisen wann déi simplification administrative kennt. 
An déi wirklech Verbesserunge wou musse kommen sinn: 
Zesummeschaffe Ministèren, Transparenz, sécherlech och 
harmoniséiert Gesetzer wou Widersprëch, Stolpersteng 
tëscht Gesetzer ausgeraumt ginn, ma dach net en Zeréck-
bau vu Rechter vu Leit! Wann ech héieren, datt zumindest 
eng Partei fuerdert „silence vaut accord“, d.h. wann eng 
Genehmegung ugefrot gett an endéans engem bestmmten 
Délai kritt ee keng Äntwert, da gëllt d’Genehmegung erde-
elt. Wat heescht dat am Eenzelfall? Schlecht Grenzwäer-
ter? Schied fir d’Allgemengheet? Huet e Bierger, d‘Ëmwelt 
d’Konsequenzen dervun ze droen wann eng Verwaltung ze 
lues schafft? Dat ka net d’Aentwert sinn, da muss de Staat 
einfach besser schaffen! An ech sot et eng Kéier an engem 
Interview: wann hei Rechter vu Leit an Acquisen am Em-
weltberäich a soziale Beräich a Fro gestallt sollte ginn, da 
gi mäer op d’Strooss! Well hei geet et ëm de Fong!

Ob Möbel, sanfte Mobilität, Materialien für den Hausbau oder Heizsysteme, alle Bereiche des täglichen Lebens waren auf der Oekofoire vertreten. 

oekofoire 2013

Die BauSchau über sinnvolle Fassadendämmung, das „Forum“ wo Aussteller neuen Produkte präsentierten oder der Stand des Projektes „Oekotopten“...  
die vielfältigen Informationsmöglichkeiten die das Oekozenter Pafendall dieses Jahr bereitstellte, traf auf viele interessierte Messebesucher.
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Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 

Dé
i L

én
k

AD
R

KP
L

DP Pi
ra

te
pa

rt
ei

Dé
i G

ré
ng

LS
AP

CS
V

PI
D

12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Seitens der CSV wurden eine Reihe von Fragen lediglich kommentiert (ohne klare “ja-nein-Angabe”) oder mit “prinzipiell ja” beantwortet und anschliessend mit einem 
Kommentar versehen. Dies erschwerte bei verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer 
Nicht-Antwort gleich, so wurde das entsprechend in folgender Auswertung als “keine Antwort” gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ 
gewertet. Die Bemerkungen / Erklärungen der CSV sowie die Anmerkungen der anderen Parteien sind auf www.meco.lu einsehbar, ebenso wie die gesamte Tabelle.

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13



Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Frage 8: Mobilität 
Tritt ihre Partei für folgende Reformen ein : 
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29. Die prioritäre Bereitstellung von Finanzmitteln für den Bau der modernen Stadtbahn und einer entsprechenden 
Verabschiedung des diesbezüglichen Gesetzesprojektes in der ersten Hälfte von 2014 sowie die Erstellung eines 
Gesetzesprojektes zur Verlängerung der Trassierung in Richtung « Héihenhaff » sowie dem Umsteigepunkt Ces-
singen bis zur Mitte der Legislaturperiode. Erklärtes Ziel muss sein, dass der Bau der Stadtbahn in der kommen-
den Legislaturperiode abgeschlossen wird. 

        

30. Eine Schwerpunktsetzung auf die bessere Organisation der Mobilität in der Großregion, u.a. durch die Erstel-
lung eines Mobilitätskonzeptes für die Großregion (verbunden mit einer Ausdehnung der MoDu-Strategie auf die 
Großregion); den Ausbau der Arbeiten des Verkehrsverbundes und der Mobilitätszentrale auf die Großregion; die 
Umsetzung kurzfristiger Initiativen, wie z.B. die Einführung von flexiblen Bussystemen, die Förderung von Mit-
fahrzentralen, grenzüberschreitenden Jobtickets. 

         

31. Eine umgehende Reorganisation des Busnetzes, wobei das Grundrecht eines jeden Bürgers auf einen gut orga-
nisierten öffentlichen Transportes gewahrt sein muss. Bei der Planung gilt es die heutigen und die zukünftigen 
Nutzer des öffentlichen Transportes einzubeziehen. 

         

32. Ein weiterer Ausbau der Mobilitätszentrale und des Verkehrsverbundes, in dem z.B. deren Kompetenzen ausgeweitet 
werden (z.B. auch Einbindung bei Reorganisation von Fahrplänen), eine noch dynamischere Politik (z.B. in Bezug auf die 
Erstellung von Mobilitätskonzepten für Betriebe / Aktivitätszonen) und ein Ausbau deren Informationspolitik erfolgt. 

         

33. Den konsequenteren Ausbau der sanften Mobilität durch u.a. eine gezielte Umgestaltung weitaus schnellere und 
konsequentere Umsetzung des erstellten Aktionsplanes « sanfte Mobilität » … 

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 9: Energie und Klima 
Teilt ihre Partei folgende Vorschläge des Mouvement Ecologique? 
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34. Ein Nationales Klimaschutzgesetz verabschieden, in welchem klare Ziele und Instrumente für die Reduktion der 
Treibhausgase festgelegt werden und das einen rechtsverbindlichen Orientierungsrahmen für alle politischen 
Akteure und im Besonderen auch die Politik der einzelnen Ministerien darstellt. Ziel dieses Gesetzes muss es sein, 
die Reduktionsverpflichtungen Luxemburgs auf nationalem Territorium zu verwirklichen und progressiv auf Frei-
kaufmechanismen zu verzichten. 

        

35. Den 2. Nationalen Aktionsplan Klimaschutz zeitnah umsetzen, unter der Einbindung aller zuständigen Ministeri-
en und gekoppelt an ein Monitoring spätestens nach 2 Jahren, um Probleme oder Verzögerungen bei der Umset-
zung aufzuzeigen und zu beheben. 

         

36. Eine nationale Energiestrategie in einem partizipativen Prozess mit den betroffenen Akteuren (mit u.a. geschulten 
Moderatoren) entwickeln, aufbauend auf dem vorliegenden Entwurf des Wirtschaftsministeriums. Ziel muss es sein, 
langfristige Klimaschutzziele mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktinteressen zu verbinden. Verbindlich formulierte Ziele im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Effizienzsteigerung, der Versorgungssicherheit usw. sind hierbei anzustreben, 
dies unter der Prämisse der aktuellen und zukünftigen Verpflichtungen Luxemburgs im Bereich des Klimaschutzes. 

         

37. Eine Offensive in der Altbausanierung forcieren, um mit einem Mix aus Werbung, Beratung von spezifischen Ziel-
gruppen (z.B. ausländischen MitbürgerInnen, Eigensanierern…), Förderung, Vorschriften und Best practice-Bei-
spielen die Sanierungsquote im Altbaubestand von aktuell unter einem 1% deutlich zu erhöhen. Dazu notwendig 
sind auch spezifische Unterstützungsprogramme für einkommensschwache Haushalte, da Personen mit knap-
pen finanziellen Ressourcen bisher kaum in den Genuss von staatlichen Förderprogrammen kommen, (Null-
zins-Politik, Garantieübernahme, spezifische Gratis-Energieberatung...). 

         

38. Die Strategie im Bereich der erneuerbaren Energien überarbeiten und konsequent fortführen, damit die Erneuerbaren über-
all den Vorzug kriegen. Neben einem Bekenntnis zu garantierten Einspeisetarifen bedeutet dies in Bereichen wie Netzplanung, 
Feed-In Bestimmungen usw. die erneuerbaren Energien konsequent als prioritär zu verankern. Das EU-Ziel von 11% Erneuerba-
ren im nationalen Gesamtenergieverbrauch 2020 muss dabei ohne die klimaschädlichen Agrokraftstoffe erreicht werden. 

39. Ein Großteil der Luxemburger Fahrzeugflotte sind Dienstwagen. Während aber Privatfahrzeuge gestaffelt nach 
CO2-Emissionen besteuert werden, ist das bei Dienstwagen nicht derart der Fall. Wird auch eine weitgehende 
Reform der Besteuerung der Dienstwagen erfolgen, die einen gezielten Lenkungseffekt zum Ziel hat?

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 13: Wasserwirtschaft 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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54. Die Kompetenzen im Bereich der Wasserwirtschaft aus dem Innenministerium herausgelöst und im Sinne einer 
kohärenteren Umweltpolitik im neu organisierten Nachhaltigkeitsministerium gebündelt werden. 

        

55. Die Wasserwirtschaft als zentrales gesellschaftliches Thema aufgewertet und wahrgenommen wird und somit * die effektive 
Umsetzung des Wasserwirtschaftsgesetzes als oberste Regierungspriorität definiert wird; * die Strukturen im Wasserwirt-
schaftsbereich sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene derart ausgebaut / reformiert werden, dass sie 
auch ihren Aufgaben gerecht werden können; * die Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten voran getrieben wird. 

         

3 N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13



Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 

Dé
i L

én
k

AD
R

KP
L

DP Pi
ra

te
pa

rt
ei

Dé
i G

ré
ng

LS
AP

CS
V

PI
D

14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Frage 8: Mobilität 
Tritt ihre Partei für folgende Reformen ein : 
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29. Die prioritäre Bereitstellung von Finanzmitteln für den Bau der modernen Stadtbahn und einer entsprechenden 
Verabschiedung des diesbezüglichen Gesetzesprojektes in der ersten Hälfte von 2014 sowie die Erstellung eines 
Gesetzesprojektes zur Verlängerung der Trassierung in Richtung « Héihenhaff » sowie dem Umsteigepunkt Ces-
singen bis zur Mitte der Legislaturperiode. Erklärtes Ziel muss sein, dass der Bau der Stadtbahn in der kommen-
den Legislaturperiode abgeschlossen wird. 

        

30. Eine Schwerpunktsetzung auf die bessere Organisation der Mobilität in der Großregion, u.a. durch die Erstel-
lung eines Mobilitätskonzeptes für die Großregion (verbunden mit einer Ausdehnung der MoDu-Strategie auf die 
Großregion); den Ausbau der Arbeiten des Verkehrsverbundes und der Mobilitätszentrale auf die Großregion; die 
Umsetzung kurzfristiger Initiativen, wie z.B. die Einführung von flexiblen Bussystemen, die Förderung von Mit-
fahrzentralen, grenzüberschreitenden Jobtickets. 

         

31. Eine umgehende Reorganisation des Busnetzes, wobei das Grundrecht eines jeden Bürgers auf einen gut orga-
nisierten öffentlichen Transportes gewahrt sein muss. Bei der Planung gilt es die heutigen und die zukünftigen 
Nutzer des öffentlichen Transportes einzubeziehen. 

         

32. Ein weiterer Ausbau der Mobilitätszentrale und des Verkehrsverbundes, in dem z.B. deren Kompetenzen ausgeweitet 
werden (z.B. auch Einbindung bei Reorganisation von Fahrplänen), eine noch dynamischere Politik (z.B. in Bezug auf die 
Erstellung von Mobilitätskonzepten für Betriebe / Aktivitätszonen) und ein Ausbau deren Informationspolitik erfolgt. 

         

33. Den konsequenteren Ausbau der sanften Mobilität durch u.a. eine gezielte Umgestaltung weitaus schnellere und 
konsequentere Umsetzung des erstellten Aktionsplanes « sanfte Mobilität » … 

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 9: Energie und Klima 
Teilt ihre Partei folgende Vorschläge des Mouvement Ecologique? 
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34. Ein Nationales Klimaschutzgesetz verabschieden, in welchem klare Ziele und Instrumente für die Reduktion der 
Treibhausgase festgelegt werden und das einen rechtsverbindlichen Orientierungsrahmen für alle politischen 
Akteure und im Besonderen auch die Politik der einzelnen Ministerien darstellt. Ziel dieses Gesetzes muss es sein, 
die Reduktionsverpflichtungen Luxemburgs auf nationalem Territorium zu verwirklichen und progressiv auf Frei-
kaufmechanismen zu verzichten. 

        

35. Den 2. Nationalen Aktionsplan Klimaschutz zeitnah umsetzen, unter der Einbindung aller zuständigen Ministeri-
en und gekoppelt an ein Monitoring spätestens nach 2 Jahren, um Probleme oder Verzögerungen bei der Umset-
zung aufzuzeigen und zu beheben. 

         

36. Eine nationale Energiestrategie in einem partizipativen Prozess mit den betroffenen Akteuren (mit u.a. geschulten 
Moderatoren) entwickeln, aufbauend auf dem vorliegenden Entwurf des Wirtschaftsministeriums. Ziel muss es sein, 
langfristige Klimaschutzziele mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktinteressen zu verbinden. Verbindlich formulierte Ziele im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Effizienzsteigerung, der Versorgungssicherheit usw. sind hierbei anzustreben, 
dies unter der Prämisse der aktuellen und zukünftigen Verpflichtungen Luxemburgs im Bereich des Klimaschutzes. 

         

37. Eine Offensive in der Altbausanierung forcieren, um mit einem Mix aus Werbung, Beratung von spezifischen Ziel-
gruppen (z.B. ausländischen MitbürgerInnen, Eigensanierern…), Förderung, Vorschriften und Best practice-Bei-
spielen die Sanierungsquote im Altbaubestand von aktuell unter einem 1% deutlich zu erhöhen. Dazu notwendig 
sind auch spezifische Unterstützungsprogramme für einkommensschwache Haushalte, da Personen mit knap-
pen finanziellen Ressourcen bisher kaum in den Genuss von staatlichen Förderprogrammen kommen, (Null-
zins-Politik, Garantieübernahme, spezifische Gratis-Energieberatung...). 

         

38. Die Strategie im Bereich der erneuerbaren Energien überarbeiten und konsequent fortführen, damit die Erneuerbaren über-
all den Vorzug kriegen. Neben einem Bekenntnis zu garantierten Einspeisetarifen bedeutet dies in Bereichen wie Netzplanung, 
Feed-In Bestimmungen usw. die erneuerbaren Energien konsequent als prioritär zu verankern. Das EU-Ziel von 11% Erneuerba-
ren im nationalen Gesamtenergieverbrauch 2020 muss dabei ohne die klimaschädlichen Agrokraftstoffe erreicht werden. 

39. Ein Großteil der Luxemburger Fahrzeugflotte sind Dienstwagen. Während aber Privatfahrzeuge gestaffelt nach 
CO2-Emissionen besteuert werden, ist das bei Dienstwagen nicht derart der Fall. Wird auch eine weitgehende 
Reform der Besteuerung der Dienstwagen erfolgen, die einen gezielten Lenkungseffekt zum Ziel hat?

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 13: Wasserwirtschaft 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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54. Die Kompetenzen im Bereich der Wasserwirtschaft aus dem Innenministerium herausgelöst und im Sinne einer 
kohärenteren Umweltpolitik im neu organisierten Nachhaltigkeitsministerium gebündelt werden. 

        

55. Die Wasserwirtschaft als zentrales gesellschaftliches Thema aufgewertet und wahrgenommen wird und somit * die effektive 
Umsetzung des Wasserwirtschaftsgesetzes als oberste Regierungspriorität definiert wird; * die Strukturen im Wasserwirt-
schaftsbereich sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene derart ausgebaut / reformiert werden, dass sie 
auch ihren Aufgaben gerecht werden können; * die Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten voran getrieben wird. 

         

3 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Frage 8: Mobilität 
Tritt ihre Partei für folgende Reformen ein : 
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29. Die prioritäre Bereitstellung von Finanzmitteln für den Bau der modernen Stadtbahn und einer entsprechenden 
Verabschiedung des diesbezüglichen Gesetzesprojektes in der ersten Hälfte von 2014 sowie die Erstellung eines 
Gesetzesprojektes zur Verlängerung der Trassierung in Richtung « Héihenhaff » sowie dem Umsteigepunkt Ces-
singen bis zur Mitte der Legislaturperiode. Erklärtes Ziel muss sein, dass der Bau der Stadtbahn in der kommen-
den Legislaturperiode abgeschlossen wird. 

        

30. Eine Schwerpunktsetzung auf die bessere Organisation der Mobilität in der Großregion, u.a. durch die Erstel-
lung eines Mobilitätskonzeptes für die Großregion (verbunden mit einer Ausdehnung der MoDu-Strategie auf die 
Großregion); den Ausbau der Arbeiten des Verkehrsverbundes und der Mobilitätszentrale auf die Großregion; die 
Umsetzung kurzfristiger Initiativen, wie z.B. die Einführung von flexiblen Bussystemen, die Förderung von Mit-
fahrzentralen, grenzüberschreitenden Jobtickets. 

         

31. Eine umgehende Reorganisation des Busnetzes, wobei das Grundrecht eines jeden Bürgers auf einen gut orga-
nisierten öffentlichen Transportes gewahrt sein muss. Bei der Planung gilt es die heutigen und die zukünftigen 
Nutzer des öffentlichen Transportes einzubeziehen. 

         

32. Ein weiterer Ausbau der Mobilitätszentrale und des Verkehrsverbundes, in dem z.B. deren Kompetenzen ausgeweitet 
werden (z.B. auch Einbindung bei Reorganisation von Fahrplänen), eine noch dynamischere Politik (z.B. in Bezug auf die 
Erstellung von Mobilitätskonzepten für Betriebe / Aktivitätszonen) und ein Ausbau deren Informationspolitik erfolgt. 

         

33. Den konsequenteren Ausbau der sanften Mobilität durch u.a. eine gezielte Umgestaltung weitaus schnellere und 
konsequentere Umsetzung des erstellten Aktionsplanes « sanfte Mobilität » … 

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 9: Energie und Klima 
Teilt ihre Partei folgende Vorschläge des Mouvement Ecologique? 
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34. Ein Nationales Klimaschutzgesetz verabschieden, in welchem klare Ziele und Instrumente für die Reduktion der 
Treibhausgase festgelegt werden und das einen rechtsverbindlichen Orientierungsrahmen für alle politischen 
Akteure und im Besonderen auch die Politik der einzelnen Ministerien darstellt. Ziel dieses Gesetzes muss es sein, 
die Reduktionsverpflichtungen Luxemburgs auf nationalem Territorium zu verwirklichen und progressiv auf Frei-
kaufmechanismen zu verzichten. 

        

35. Den 2. Nationalen Aktionsplan Klimaschutz zeitnah umsetzen, unter der Einbindung aller zuständigen Ministeri-
en und gekoppelt an ein Monitoring spätestens nach 2 Jahren, um Probleme oder Verzögerungen bei der Umset-
zung aufzuzeigen und zu beheben. 

         

36. Eine nationale Energiestrategie in einem partizipativen Prozess mit den betroffenen Akteuren (mit u.a. geschulten 
Moderatoren) entwickeln, aufbauend auf dem vorliegenden Entwurf des Wirtschaftsministeriums. Ziel muss es sein, 
langfristige Klimaschutzziele mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktinteressen zu verbinden. Verbindlich formulierte Ziele im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Effizienzsteigerung, der Versorgungssicherheit usw. sind hierbei anzustreben, 
dies unter der Prämisse der aktuellen und zukünftigen Verpflichtungen Luxemburgs im Bereich des Klimaschutzes. 

         

37. Eine Offensive in der Altbausanierung forcieren, um mit einem Mix aus Werbung, Beratung von spezifischen Ziel-
gruppen (z.B. ausländischen MitbürgerInnen, Eigensanierern…), Förderung, Vorschriften und Best practice-Bei-
spielen die Sanierungsquote im Altbaubestand von aktuell unter einem 1% deutlich zu erhöhen. Dazu notwendig 
sind auch spezifische Unterstützungsprogramme für einkommensschwache Haushalte, da Personen mit knap-
pen finanziellen Ressourcen bisher kaum in den Genuss von staatlichen Förderprogrammen kommen, (Null-
zins-Politik, Garantieübernahme, spezifische Gratis-Energieberatung...). 

         

38. Die Strategie im Bereich der erneuerbaren Energien überarbeiten und konsequent fortführen, damit die Erneuerbaren über-
all den Vorzug kriegen. Neben einem Bekenntnis zu garantierten Einspeisetarifen bedeutet dies in Bereichen wie Netzplanung, 
Feed-In Bestimmungen usw. die erneuerbaren Energien konsequent als prioritär zu verankern. Das EU-Ziel von 11% Erneuerba-
ren im nationalen Gesamtenergieverbrauch 2020 muss dabei ohne die klimaschädlichen Agrokraftstoffe erreicht werden. 

39. Ein Großteil der Luxemburger Fahrzeugflotte sind Dienstwagen. Während aber Privatfahrzeuge gestaffelt nach 
CO2-Emissionen besteuert werden, ist das bei Dienstwagen nicht derart der Fall. Wird auch eine weitgehende 
Reform der Besteuerung der Dienstwagen erfolgen, die einen gezielten Lenkungseffekt zum Ziel hat?

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 13: Wasserwirtschaft 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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54. Die Kompetenzen im Bereich der Wasserwirtschaft aus dem Innenministerium herausgelöst und im Sinne einer 
kohärenteren Umweltpolitik im neu organisierten Nachhaltigkeitsministerium gebündelt werden. 

        

55. Die Wasserwirtschaft als zentrales gesellschaftliches Thema aufgewertet und wahrgenommen wird und somit * die effektive 
Umsetzung des Wasserwirtschaftsgesetzes als oberste Regierungspriorität definiert wird; * die Strukturen im Wasserwirt-
schaftsbereich sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene derart ausgebaut / reformiert werden, dass sie 
auch ihren Aufgaben gerecht werden können; * die Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten voran getrieben wird. 

         

3 N° 14 13



Umfrage
 Frage 10: Wirtschaft 

Tritt ihre Partei für folgende Schritte ein: 
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40. Eine strukturierte Grundsatzdebatte über die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes Luxemburg unter dem 
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung u.a. zur Beantwortung folgender grundsätzlicher Fragen:  
* Welches Wachstum wird angestrebt – welche steuernden Instrumente können effizient eingesetzt werden? * 
In welchen Bereichen und auf welche Weise können verstärkt “Green jobs” geschaffen werden? * Wie eine Di-
versifizierung erreichen, auch um die Abhängigkeit vom Bankensektor und Tanktourismus zu reduzieren? * Wie 
Verschiebungen auf dem Arbeitsmarkt, aufgrund steigender Energiepreise u.a.m., antizipieren und Requalifizie-
rungsmaßnahmen der betroffenen Arbeitnehmer in die Wege leiten? 

        

41. Stärkung und Ausbau regionaler Märkte sowie innovativer Maßnahmen zur Verknüpfung von Ökologie, Ökono-
mie und Sozialem! Stichworte sind: Förderung regionaler Kreisläufe – regionaler Produkte (z.B. durch modellhaf-
te Lastenhefte), Stärkung der regionalen Produktion (vom Biolandbau bis zur Holzverarbeitung), Förderung der 
Einrichtung von Tauschbörsen, der gemeinschaftlichen Nutzung von Gütern … 

         

42. Erstellung eines Strategieplanes “Energie- Material und Ressourceneffizienz”, um den Zielen der nachhaltigen 
Entwicklung gerecht zu werden und eine Entkoppelung der ökonomischen Aktivitäten vom Enegie- und Material-
verbrauch – als Basis einer zukunftsorientierten Wirtschaft – zu erreichen. 

         

Frage 11: Landwirtschaft 
Steht ihre Partei dazu, dass 
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43. Die biologische Landwirtschaft DIE Landwirtschaftspolitik der Zukunft ist und sie entsprechend ausgebaut wer-
den soll, z.B. indem der Aktionsplan biologische Landwirtschaft erweitert und konsequent umgesetzt wird, dies 
mit dem Ziel bis zum Jahre 2020 mindestens einen Anteil von 10% Biolandbau in Luxemburg zu gewährleisten. 

        

44. Alle Akteure an der Erstellung des neuen “programme de développement rural” beteiligt werden und ein trans-
parenter Prozess gewährleistet ist. 

         

45. Anstrengungen zur Diversifizierung der Landwirtschaft ergriffen werden, wie z.B. durch die Förderung von (neu-
en) Vermarktungsinitiativen (wie Milch vom Grünland, Aufbau von Verarbeitungsstrukturen), die Förderung regi-
onal und biologisch erzeugter Lebensmittel in Lastenheften sowie eine Verbesserung des Selbstversorgungsgra-
des Luxemburgs (besonders bei Eiweissfuttermitteln), die Nutzung von Produktionsnischen (z.B. Obst, Gemüse), 
die Unterstützung sinnvoller Biogasanlagen. 

         

46. Die Neuorganisation und Vereinfachung der Vielfalt an Luxemburger Labels, was auch den Rückzug des Labels 
Naturschutzfleesch bedeutet. 

         

47. Die Erstellung eines nationalen Planes zur Reduzierung der Pestizide in der Landwirtschaft unter Beteiligung der 
betroffenen Akteure – Landwirtschaft, Naturschutzorganisationen u.a.m.. 

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 12: Umwelt- und Gesundheitsschutz 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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48. Die vorliegenden Audits zur Reform der Umweltverwaltung umgehend veröffentlicht und die Reform der Verwaltung 
im Sinne eines integrierten und präventiven Umwelt- und Gesundheitsschutzes schnellstmöglich durchgeführt wird. 

        

49. Umgehend von der neuen Regierung qualifizierte Fachleute damit beauftragt werden, u.a. im Sinne einer Harmo-
nisierung von Prozeduren ein harmonisiertes Umweltgesetzbuch zu erstellen. 

         

50. Die staatliche Vorreiterrolle konsequent ausgebaut wird, indem zu Beginn der Legislaturperiode die Erstellung von 
zentralen Lastenheften im Beschaffungswesen, die sozialen und ökologischen Kriterien Rechnung tragen sollen, 
beschlossen und bis Mitte der Legislaturperiode umgesetzt wird; 

         

51. Bewusst eine grundsätzliche Aufwertung des präventiven Umwelt- und Gesundheitsschutzes in Zusammen-
arbeit vom Umwelt- und Gesundheitsministerium entschieden angegangen wird, indem z.B. eine konsequente 
Überarbeitung der (veralteten) Betriebsgenehmigungen erfolgt, verbunden mit einer gezielten Beratungsarbeit; 
mittels Luftreinhalteplan eine Reduktion der Luftschadstoffe angestrebt; eine reelle Prioritätensetzung auf die 
Abfallvermeidung gelegt; ein Aktionsplan “Reduktion der Lärmbelastungen” erstellt; ein Maßnahmenkatalog zur 
Reduktion der Lichtverschmutzung in die Wege geleitet wird. 

         

52. Eine Strategie zur Sanierung der Altlasten Luxemburgs erfolgt: dies nach einem konrekten Prioritäten- und Finanzierplan. 

53. Grundsätzlich für eine Neugewichtung der Gesundheitspolitik im Sinne des vorsorgenden Gesundheitsschutzes 
Sorge getragen wird, * durch entsprechende Reformen der Strukturen (noch stärkere Ausrichtung der Arbeiten /
Beratung der Krankenkassen im Sinne der Gesundheitsprävention, Kostenrückerstattungen für gewisse vorbeu-
gende Maßnahmen, auf Zielgruppen orientierte Sensibilisierungskampagnen…) * durch einen Aktionsplan Ge-
sundheitsförderung und –prävention für alle Bevölkerungsschichten auch in den Gemeinden (Stichworte sind: 
gesundheitsfördernde Lebenswelten, empowerment, Präkarisierung vermeiden). 

         

← ← ← 13. und letzter Fragenblock

4N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Frage 8: Mobilität 
Tritt ihre Partei für folgende Reformen ein : 
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29. Die prioritäre Bereitstellung von Finanzmitteln für den Bau der modernen Stadtbahn und einer entsprechenden 
Verabschiedung des diesbezüglichen Gesetzesprojektes in der ersten Hälfte von 2014 sowie die Erstellung eines 
Gesetzesprojektes zur Verlängerung der Trassierung in Richtung « Héihenhaff » sowie dem Umsteigepunkt Ces-
singen bis zur Mitte der Legislaturperiode. Erklärtes Ziel muss sein, dass der Bau der Stadtbahn in der kommen-
den Legislaturperiode abgeschlossen wird. 

        

30. Eine Schwerpunktsetzung auf die bessere Organisation der Mobilität in der Großregion, u.a. durch die Erstel-
lung eines Mobilitätskonzeptes für die Großregion (verbunden mit einer Ausdehnung der MoDu-Strategie auf die 
Großregion); den Ausbau der Arbeiten des Verkehrsverbundes und der Mobilitätszentrale auf die Großregion; die 
Umsetzung kurzfristiger Initiativen, wie z.B. die Einführung von flexiblen Bussystemen, die Förderung von Mit-
fahrzentralen, grenzüberschreitenden Jobtickets. 

         

31. Eine umgehende Reorganisation des Busnetzes, wobei das Grundrecht eines jeden Bürgers auf einen gut orga-
nisierten öffentlichen Transportes gewahrt sein muss. Bei der Planung gilt es die heutigen und die zukünftigen 
Nutzer des öffentlichen Transportes einzubeziehen. 

         

32. Ein weiterer Ausbau der Mobilitätszentrale und des Verkehrsverbundes, in dem z.B. deren Kompetenzen ausgeweitet 
werden (z.B. auch Einbindung bei Reorganisation von Fahrplänen), eine noch dynamischere Politik (z.B. in Bezug auf die 
Erstellung von Mobilitätskonzepten für Betriebe / Aktivitätszonen) und ein Ausbau deren Informationspolitik erfolgt. 

         

33. Den konsequenteren Ausbau der sanften Mobilität durch u.a. eine gezielte Umgestaltung weitaus schnellere und 
konsequentere Umsetzung des erstellten Aktionsplanes « sanfte Mobilität » … 

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 9: Energie und Klima 
Teilt ihre Partei folgende Vorschläge des Mouvement Ecologique? 
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34. Ein Nationales Klimaschutzgesetz verabschieden, in welchem klare Ziele und Instrumente für die Reduktion der 
Treibhausgase festgelegt werden und das einen rechtsverbindlichen Orientierungsrahmen für alle politischen 
Akteure und im Besonderen auch die Politik der einzelnen Ministerien darstellt. Ziel dieses Gesetzes muss es sein, 
die Reduktionsverpflichtungen Luxemburgs auf nationalem Territorium zu verwirklichen und progressiv auf Frei-
kaufmechanismen zu verzichten. 

        

35. Den 2. Nationalen Aktionsplan Klimaschutz zeitnah umsetzen, unter der Einbindung aller zuständigen Ministeri-
en und gekoppelt an ein Monitoring spätestens nach 2 Jahren, um Probleme oder Verzögerungen bei der Umset-
zung aufzuzeigen und zu beheben. 

         

36. Eine nationale Energiestrategie in einem partizipativen Prozess mit den betroffenen Akteuren (mit u.a. geschulten 
Moderatoren) entwickeln, aufbauend auf dem vorliegenden Entwurf des Wirtschaftsministeriums. Ziel muss es sein, 
langfristige Klimaschutzziele mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktinteressen zu verbinden. Verbindlich formulierte Ziele im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Effizienzsteigerung, der Versorgungssicherheit usw. sind hierbei anzustreben, 
dies unter der Prämisse der aktuellen und zukünftigen Verpflichtungen Luxemburgs im Bereich des Klimaschutzes. 

         

37. Eine Offensive in der Altbausanierung forcieren, um mit einem Mix aus Werbung, Beratung von spezifischen Ziel-
gruppen (z.B. ausländischen MitbürgerInnen, Eigensanierern…), Förderung, Vorschriften und Best practice-Bei-
spielen die Sanierungsquote im Altbaubestand von aktuell unter einem 1% deutlich zu erhöhen. Dazu notwendig 
sind auch spezifische Unterstützungsprogramme für einkommensschwache Haushalte, da Personen mit knap-
pen finanziellen Ressourcen bisher kaum in den Genuss von staatlichen Förderprogrammen kommen, (Null-
zins-Politik, Garantieübernahme, spezifische Gratis-Energieberatung...). 

         

38. Die Strategie im Bereich der erneuerbaren Energien überarbeiten und konsequent fortführen, damit die Erneuerbaren über-
all den Vorzug kriegen. Neben einem Bekenntnis zu garantierten Einspeisetarifen bedeutet dies in Bereichen wie Netzplanung, 
Feed-In Bestimmungen usw. die erneuerbaren Energien konsequent als prioritär zu verankern. Das EU-Ziel von 11% Erneuerba-
ren im nationalen Gesamtenergieverbrauch 2020 muss dabei ohne die klimaschädlichen Agrokraftstoffe erreicht werden. 

39. Ein Großteil der Luxemburger Fahrzeugflotte sind Dienstwagen. Während aber Privatfahrzeuge gestaffelt nach 
CO2-Emissionen besteuert werden, ist das bei Dienstwagen nicht derart der Fall. Wird auch eine weitgehende 
Reform der Besteuerung der Dienstwagen erfolgen, die einen gezielten Lenkungseffekt zum Ziel hat?

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 13: Wasserwirtschaft 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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54. Die Kompetenzen im Bereich der Wasserwirtschaft aus dem Innenministerium herausgelöst und im Sinne einer 
kohärenteren Umweltpolitik im neu organisierten Nachhaltigkeitsministerium gebündelt werden. 

        

55. Die Wasserwirtschaft als zentrales gesellschaftliches Thema aufgewertet und wahrgenommen wird und somit * die effektive 
Umsetzung des Wasserwirtschaftsgesetzes als oberste Regierungspriorität definiert wird; * die Strukturen im Wasserwirt-
schaftsbereich sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene derart ausgebaut / reformiert werden, dass sie 
auch ihren Aufgaben gerecht werden können; * die Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten voran getrieben wird. 

         

3 N° 14 13

Umfrage
 Frage 10: Wirtschaft 

Tritt ihre Partei für folgende Schritte ein: 
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40. Eine strukturierte Grundsatzdebatte über die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes Luxemburg unter dem 
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung u.a. zur Beantwortung folgender grundsätzlicher Fragen:  
* Welches Wachstum wird angestrebt – welche steuernden Instrumente können effizient eingesetzt werden? * 
In welchen Bereichen und auf welche Weise können verstärkt “Green jobs” geschaffen werden? * Wie eine Di-
versifizierung erreichen, auch um die Abhängigkeit vom Bankensektor und Tanktourismus zu reduzieren? * Wie 
Verschiebungen auf dem Arbeitsmarkt, aufgrund steigender Energiepreise u.a.m., antizipieren und Requalifizie-
rungsmaßnahmen der betroffenen Arbeitnehmer in die Wege leiten? 

        

41. Stärkung und Ausbau regionaler Märkte sowie innovativer Maßnahmen zur Verknüpfung von Ökologie, Ökono-
mie und Sozialem! Stichworte sind: Förderung regionaler Kreisläufe – regionaler Produkte (z.B. durch modellhaf-
te Lastenhefte), Stärkung der regionalen Produktion (vom Biolandbau bis zur Holzverarbeitung), Förderung der 
Einrichtung von Tauschbörsen, der gemeinschaftlichen Nutzung von Gütern … 

         

42. Erstellung eines Strategieplanes “Energie- Material und Ressourceneffizienz”, um den Zielen der nachhaltigen 
Entwicklung gerecht zu werden und eine Entkoppelung der ökonomischen Aktivitäten vom Enegie- und Material-
verbrauch – als Basis einer zukunftsorientierten Wirtschaft – zu erreichen. 

         

Frage 11: Landwirtschaft 
Steht ihre Partei dazu, dass 
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43. Die biologische Landwirtschaft DIE Landwirtschaftspolitik der Zukunft ist und sie entsprechend ausgebaut wer-
den soll, z.B. indem der Aktionsplan biologische Landwirtschaft erweitert und konsequent umgesetzt wird, dies 
mit dem Ziel bis zum Jahre 2020 mindestens einen Anteil von 10% Biolandbau in Luxemburg zu gewährleisten. 

        

44. Alle Akteure an der Erstellung des neuen “programme de développement rural” beteiligt werden und ein trans-
parenter Prozess gewährleistet ist. 

         

45. Anstrengungen zur Diversifizierung der Landwirtschaft ergriffen werden, wie z.B. durch die Förderung von (neu-
en) Vermarktungsinitiativen (wie Milch vom Grünland, Aufbau von Verarbeitungsstrukturen), die Förderung regi-
onal und biologisch erzeugter Lebensmittel in Lastenheften sowie eine Verbesserung des Selbstversorgungsgra-
des Luxemburgs (besonders bei Eiweissfuttermitteln), die Nutzung von Produktionsnischen (z.B. Obst, Gemüse), 
die Unterstützung sinnvoller Biogasanlagen. 

         

46. Die Neuorganisation und Vereinfachung der Vielfalt an Luxemburger Labels, was auch den Rückzug des Labels 
Naturschutzfleesch bedeutet. 

         

47. Die Erstellung eines nationalen Planes zur Reduzierung der Pestizide in der Landwirtschaft unter Beteiligung der 
betroffenen Akteure – Landwirtschaft, Naturschutzorganisationen u.a.m.. 

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 12: Umwelt- und Gesundheitsschutz 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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48. Die vorliegenden Audits zur Reform der Umweltverwaltung umgehend veröffentlicht und die Reform der Verwaltung 
im Sinne eines integrierten und präventiven Umwelt- und Gesundheitsschutzes schnellstmöglich durchgeführt wird. 

        

49. Umgehend von der neuen Regierung qualifizierte Fachleute damit beauftragt werden, u.a. im Sinne einer Harmo-
nisierung von Prozeduren ein harmonisiertes Umweltgesetzbuch zu erstellen. 

         

50. Die staatliche Vorreiterrolle konsequent ausgebaut wird, indem zu Beginn der Legislaturperiode die Erstellung von 
zentralen Lastenheften im Beschaffungswesen, die sozialen und ökologischen Kriterien Rechnung tragen sollen, 
beschlossen und bis Mitte der Legislaturperiode umgesetzt wird; 

         

51. Bewusst eine grundsätzliche Aufwertung des präventiven Umwelt- und Gesundheitsschutzes in Zusammen-
arbeit vom Umwelt- und Gesundheitsministerium entschieden angegangen wird, indem z.B. eine konsequente 
Überarbeitung der (veralteten) Betriebsgenehmigungen erfolgt, verbunden mit einer gezielten Beratungsarbeit; 
mittels Luftreinhalteplan eine Reduktion der Luftschadstoffe angestrebt; eine reelle Prioritätensetzung auf die 
Abfallvermeidung gelegt; ein Aktionsplan “Reduktion der Lärmbelastungen” erstellt; ein Maßnahmenkatalog zur 
Reduktion der Lichtverschmutzung in die Wege geleitet wird. 

         

52. Eine Strategie zur Sanierung der Altlasten Luxemburgs erfolgt: dies nach einem konrekten Prioritäten- und Finanzierplan. 

53. Grundsätzlich für eine Neugewichtung der Gesundheitspolitik im Sinne des vorsorgenden Gesundheitsschutzes 
Sorge getragen wird, * durch entsprechende Reformen der Strukturen (noch stärkere Ausrichtung der Arbeiten /
Beratung der Krankenkassen im Sinne der Gesundheitsprävention, Kostenrückerstattungen für gewisse vorbeu-
gende Maßnahmen, auf Zielgruppen orientierte Sensibilisierungskampagnen…) * durch einen Aktionsplan Ge-
sundheitsförderung und –prävention für alle Bevölkerungsschichten auch in den Gemeinden (Stichworte sind: 
gesundheitsfördernde Lebenswelten, empowerment, Präkarisierung vermeiden). 

         

← ← ← 13. und letzter Fragenblock
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Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          
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